
Occupy  Bewegung  –  Wie  der
arabische  Frühling  die  Wall
Street erfasst!
Seit dem 17.September gibt es auch in Amerika eine Zeltstadt im Herzen des
Finanzviertels  von  New  York  City.  Inspiriert  von  den  Protesten  in  der
arabischen  Welt  und  der  M15-Bewegung  in  Spanien  besetzten  einige
Hundert Menschen nach einer Protestaktion vor der Wall Street den Zuccotti
Park in Manhattan. Dort werden Demonstrationen geplant und die tägliche
„General Assambly“ abgehalten.

Hat te  man  vor  Kurzem  noch  d ie  zu  t ie f s t  reakt ionäre ,
rechtspopulistische  Tea-Party-Bewegung des  häufigen  in  den  Medien
vernehmen  müssen ,  wächs t  nun  nach  den  Pro tes ten  von
Gewerkschafter_Innen,  Jugendlichen  und  Beschäftigten  des  öffentlichen
Dienstes ausgehend von Madison vor gut 8 Monaten erneut eine landesweite
Bewegung  heran,  welche  eine  Opposition  zu  der  Tea-Party-Bewegung
darstellen  könnte.  Ein  Anzeichen  hierfür  sind  die  aufkommenden
Forderungen auf den „General Assamblys“, dass Vertreter_Innen der Tea-
Party-Bewegung die Teilnahme an dieser verboten werden soll.

… und das Wachstum einer Bewegung!

Einen ersten  wichtigen  Wachstumsschub bekam der  Protest,  als  bei
einer  Demonstration  die  New Yorker  Polizei  mit  Pfefferspray  gegen

Demonstrant_Innen vorging und mehrere Personen verhaftete. Diese Aktion
des NYPD führte zu einer großen Solidaritätsbewegung nicht nur in NYC. Die
Demonstrationen und Solidaritätsaktionen breiteten sich von Küste zu Küste
in den USA aus. Dies führte einerseits zu einem starken Anwachsen von
„occupy wall street“, anderseits wurde der Bewegung durch die Erfahrung
mit der Polizei einige Illusionen in eben diese genommen. Es fanden sich nun
auch  Forderungen  in  der  Bewegung  wieder,  welche  die  Polizeigewalt
verurteilte  und  für  eine  Aufklärung  der  Geschehnisse  eintraten.
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Ebenfalls wichtig für den Protest war, dass sich infolge des Polizeiangriffes
auf die Demonstration immer mehrere Teile der organisierten Arbeiterklasse
den Protesten anschlossen. Dies hebt die Bewegung unweigerlich auf eine
nächste Stufe.  Neben öffentlichen Solidaritätsschreiben an die Bewegung
von gewerkschaftlichen Verbänden kam es auch zu praktischen solidarischen
Aktionen  in  Form  von  persönlicher  Unterstützung  der  Besetzungen  und
Demonstrationen durch Gewerkschafter_Innen.

Nach dem ersten Angriff der Polizei kam es am letzten Samstag erneut zu
einem Manöver gegen die Bewegung. Als die an diesem Tag stattfindende
Demonstration an der Brooklyn Bridge angekommen war, wurden von der
Polizei 700 Menschen der rund 1.500 Demonstrant_Innen festgesetzt. In NYC
ist es gesetzlich verboten, während einer Demonstration den Bürgersteig zu
verlassen und auf die Straße zu gehen. Die Demonstrant_Innen wurden von
der  Polizei  gezielt  auf  die  Straße  gelotst,  um  sie  daraufhin  damit  zu
konfrontieren  und sie  mit  diesem Vorwurf  zu  verhaften.  Dieses  Ereignis
erzeugte erneut eine große Welle der Solidarität, welches zu einem erneuten
Wachstum der Bewegung führte und den Protest in immer weitere Städte des
Landes trug.

Für was steht die Bewegung eigentlich?

„occupy wall street“ schreibt von sich selbst, sie sei ein von Menschen
getragener Protest für mehr Demokratie. Inspiriert von den ägyptischen
Unruhen  ausgehend  vom Tharir-Platz  und  den  spanischen  Protestcamps,
möchten  sie  mit  ihren  Aktionen  auf  die  Korruption  der  Demokratie
aufmerksam machen und diese bekämpfen. Von sich selbst sagt sie 99% der
amerikanischen Bevölkerung gegenüber den 1%-Superreichen zu vertreten.
Dieses Prozent, welche sich an der Krise bereicherte, während die restliche
Mehrheit  der Bevölkerung die Kosten der Krise bezahlen musste,  ist  ein
Hauptkritikpunkt der Bewegung, aus welcher sie ihre Dynamik zieht. Diese
Kosten sollen jedoch – gehe es nach den Aktivist_Innen – die Banker und die
multinationalen Firmen für die Krise bezahlen.

Einen Plan, wie sie diese Forderung durchsetzen möchte, hat die Bewegung
jedoch nicht. Sie beschränkt sich auf eine große Öffentlichkeit, welche durch
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eine möglichst breit gestreute Öffentlichkeitsarbeit – sei es via Internet oder
andere  Medien  –  erreicht  werden  soll.  Die  Bewegung  ist  fixiert  darauf,
möglichst groß zu werden! Sie jagt der Illusion nach, dass mit purer Masse
die Ziele schon erreicht werden können.

Auch das Umgehen mit den Angriffen der Polizei auf die Demonstrant_Innen
zeigte, dass darauf keine Antwort vonseiten des Protestes gegeben werden
kann. Die Angriffe führten innerhalb der Bewegung etwa nicht dazu, den
Aktionskonsens  der  Gewaltfreiheit  zu  diskutierten,  oder  das  sie  gar
Überlegungen  anstellte,  wie  sie  sich  gegen  weitere  Angriffe  der  Polizei
schützen  könnte.  Nein,  sie  besteht  weiterhin  darauf,  gewaltfrei  zu
demonstrieren.  Diese  Gewaltfreiheit  schließt  aber  auch  die
Selbstverteidigung gegen Polizeigewalt oder andere Angriffe mit ein.

Wohin geht demnach die Bewegung?

Derzeit scheint das Wachstum immer weiter zugehen und weitere Teile des
Landes zu erreichen. Dies zeigt sich in der stetigen zahlenmäßigen Zunahme
und die weiter zunehmende Unterstützung durch immer breitere Teile der
Arbeiterklasse aber auch der bürgerlichen Parteien und Medien.

Die  Bewegung  hat  jedoch  noch  keine  klare  Kritik  an  den  derzeitigen
politischen Verhältnissen und der bürgerlichen „Bewältigung“ der letzten
Krise.  Äußerst  positiv  ist  jedoch,  dass  die  Bewegung  sehr  wohl  die
internationalen  Dimensionen  des  Problems  erkannt  hat.

Haben  die  Aktivist_Innen  durch  ihre  Kritik  an  der  Bewältigung  der
Wirtschaftskrise  und  den  „bailouts“  der  Banken  zwar  noch  keine
antikapitalistische Stoßrichtung, so haben sie jedoch eine gewisse Kritik an
den Umständen, die der Kapitalismus tagtäglich mit sich bringt.

Wichtig ist auch der Slogan der 99%! Zwar zeigt er auf, dass große Teile
der Bewegung eine Spaltung der Gesellschaft in wenige Reiche und viele

Arme sehen, jedoch offenbart er auch ein fehlendes Klassenbewusstsein. Sie
teilt die bürgerliche Gesellschaft nicht ein in Klassen – die Arbeiterklasse und
die Kapitalistenklasse – so wie in der Realität. Sondern sie kritisiert nur einen
kleinen Teil der Kapitalist_Innen, indem sie die 1%-Superreichen im Lande an
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den Pranger stellt. Das Problem daran natürlich nicht, dass mehr als nur
Arbeiter_innen an den Protesten teilnehmen würden. Das Problem ist, dass
die Anschauung, dass wenn nur die 99% Bewusst in der jetzigen Gesellschaft
agieren würde, sie Korruption,  Intransparenz,  Armut und den Mangel an
Demokratie beheben könnten. Tatsächlich braucht die Bewegung aber einen
klassenkämpferischen Standpunkt, um ihre Forderungen wirklich umsetzen
zu können und entschlossen gegen die Ursache ihres Bestehens vorgehen zu
können – den Kapitalismus.

Hierfür wurden schon wichtige Schritte gemacht, als die Gewerkschaften die
Protestbühne  betraten.  Diese  Verbindung  muss  ausgebaut  und  weiter
strukturiert werden. Hierfür müssen die Versammlungen in den einzelnen
Städten  in  den  USA  zu  Organen  umgebaut  werden,  welche  über
basisdemokratische  Mehrheitsentscheide  den  Protest  planen  und
entschließen können. Darüber hinaus müssen die Teile der Bewegung über
die Städte hinweg verbunden werden. Es wird nationaler Versammlungen
bedürfen, zu welchen die einzelnen Städte Delegierte entsenden können. Bei
solchen  Delegiertenversammlungen  soll  es  auch  Organisationen  der
Arbeiterklasse erlaubt sein, Delegierte zu entsenden, um die Verbindung mit
den Kräften der organisierten Arbeiterklasse zu verstärken.

Eine  weitere  Schwäche  offenbart  sich  an  der  Kritik  der  korrupten
Demokratie.  Hiermit  offenbart  der  Protest  ein  Staatsverständnis,
welches ein Bild des neutralen Staates aufweist. Der Staat ist über allem
erhaben und kann mit nur genügend Druck zurechtgerückt werden. Diese
Einschätzung des bürgerlichen Staates ist eine gefährliche Illusion in diesen.
Der  Staat  ist  ein  bürgerlicher  und  somit  ein  Staat  in  den  Händen  der
Kapitalist_Innen. Diese werden im Falle des Falles alle Mittel der Repression
in die Wege leiten,
um die Bewegung anzugreifen und zu schwächen.  Dies  zeigte sich auch
schon in den ersten Angriffen der Polizei auf die Demonstrant_Innen und die
hohen zahlenmäßigen Verhaftungen von Protestierenden. Hierfür müssen die
einzelnen Zeltstädte und Demonstrationen einen Selbstschutz organisieren.
Einerseits  um  ihre  Camps  und  Demonstrationen  vor  Angriffen  oder
eventuellen Räumungen vor der Polizei zu schützen, als auch gegen Angriffe
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von reaktionären Kräften vorgehen zu können.

Revolutionär_Inne  müssen  in  den  offenen  Versammlungen  für  die  oben
angesprochenen Ziele kämpfen! Weiter sollte versucht werden weitere Kräfte
der Arbeiterklasse in die Bewegung zu ziehen, Forderungen zu erarbeiten
und für diese gemeinsam zu kämpfen. Dies ist auch dahin gehend wichtig, da
schon die ersten Gewerkschaftsbürokrat_Innen den Anschein machen, den
Forderungen der Bewegung, aufgrund ihrer „Radikalität“ nicht unterstützen
zu wollen.

The workers need a party of their own!

Der Protest zeigt erneut auf, dass in den USA eines der wichtigsten Projekte
der Arbeiterbewegung noch bevorsteht. Der Aufbau einer Arbeiterpartei. In
der  Zweiparteienlandschaft  der  USA hat  die  Arbeiterklasse  keine  eigene
Partei, um für die Interessen der Klasse auch den politischen Kampf führen
zu können.  Wenn die  Bewegung derzeit  auch noch zu klein  ist,  um der
Ausgangspunkt  für  die  Gründung  einer  Arbeiterpartei  innerhalb  der
Vereinigten Staaten zu sein, müssen Revolutionär_Inne diese Forderung in
die Bewegung tragen, um weitere Kräfte dafür zu gewinnen!

Aber nicht nur in den USA gehen die Leute derzeit auf die Straße. Schaut
man sich in anderen Ländern der Welt um, gehen auch über kontinuierliche
Zeit Menschen in Massen auf die Straße. Dies verdeutlicht die internationale
Dimension des Protestes gegen die derzeitigen Folgen der Wirtschaftskrise.
Sei es in Griechenland, Spanien, Italien, Großbritannien oder Portugal. Auch
außerhalb von Europa dreht sich die Protestspirale munter weiter. Gingen
vor Kurzem in Israel die Massen in für dort unglaublichen Zahlen für soziale
Forderungen auf die Straße, sieht man auch in Nordafrika immer wieder
aufflammende Proteste  gegen die  Verhältnisse.  Die  Proteste  zeigen aber
auch, dass isolierte Aktionen von kleinen Schichten der Gesellschaft nicht
ausreichen.  Hierfür  bedarf  es  revolutionäre  Arbeiterparteien  in  allen
Regionen  der  Welt!  Diese  müssen  jedoch  auch  international  organisiert
werden,  um  die  Proteste  der  einzelnen  Länder  und  Regionen  der  Welt
zusammenzuführen und die Kräfte gemeinsam auf ein Ziel zu lenken! Hierfür
brauchen wir eine neue revolutionäre Internationale! Die 5.Internationale!



Ein Artikel von Chris Gebhardt, REVOLUTION-Freiburg

Regierungskrise:  Schwarz-Gelb
vor dem Kollaps?
Trotz der politischen Sommerpause hat sich die Krise der Regierung vertieft.
Die  anschließenden  Landtagswahlen  und  die  weitere  Zuspitzung  der
Schuldenkrise  beschleunigen  den  Zerfall  dieser  Bundesregierung.  Mitte
September ließ sich sogar der Fraktionsvize der FDP-Bundestagsfraktion,
Zastrow, zu der Aussage hinreißen: „Wenns nicht klappt in einer Koalition,
muss man auch überlegen, diese zu beenden“. Aktueller Anlass für diese
Endzeitstimmung  ist  die  Diskussion  um  eine  „geordnete  Insolvenz“  für
Griechenland. Diese brachte Vizekanzler Rösler (FDP) ins Gespräch. Gegen
die EU-Rettungsfonds und Rettungsschirme (ESFS und ESM) betrieb die FDP
Landtagswahlkampf  in  Mecklenburg-Vorpommern  und  in  Berlin  –  im
Widerspruch  zur  offiziellen  Politik  der  Bundesregierung.  Trotz  der
Wahlkampfrhetorik gegenüber dem EU-Rettungsschirm konnte die FDP bei
den Wahlen ihren Niedergang nicht aufhalten, in beiden Bundesländern liegt
sie  noch  hinter  der  NPD.  Selbst  die  wieder  entdeckte  „Zweitstimmen“
Kampagne, welche vor allem CDU-WählerInnen anlocken sollte, schlug fehl,
die FDP verlor viele Stimmen an die CDU. Nach den Wahlen kam die CSU
der FDP zu Hilfe. Auch sie verschärft die Rhetorik in der Schuldenkrise.
Selbst  bürgerliche  Kommentatoren  sprechen  inzwischen  von  einem
möglichen  Regierungsende,  einige  Abgeordnete  aus  beiden
Regierungsfraktionen  werden  als  „Euro-Rebellen“  vorgezeigt.

Die Schuldenkrise und die Interessen des Kapitals

FDP  Wahlplakat
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von  1949

Offiziell  waren  Kanzlerin  Merkel  und  Finanzminister  Schäuble  nicht
sonderlich begeistert über die Vorstöße des Vizekanzlers, allerdings müssen
wir  diesen  Konflikt  vor  dem  Hintergrund  der  Interessen  des  deutschen
Kapitals  betrachten.  Vizekanzler  Rösler  war  bemüht,  seine
Insolvenzandrohungen als  Teil  der  gesamten Diskussion darzustellen und
dass es gar keinen Widerspruch zur Politik der CDU gibt. Das griechische
Sparpaket bspw. wurde größtenteils von deutschen Bürokraten entworfen,
die  Schuldenbremse  für  die  EU  ist  auch  die  Erfindung  des  deutschen
Kapitals.  Rösler  bringt  einfach  die  Drohung  bei  Nicht-Befolgung  dieser
Maßnahmen auf den Punkt: entweder die Diktate aus Berlin/Brüssel werden
befolgt  oder  wir  schicken  eine  Volkswirtschaft  in  die  Insolvenz,  mal
abgesehen davon, dass keiner weiß, wie das aussehen soll. Somit verstärkt
Rösler  nur  den  Druck  für  die  griechische  Regierung,  neue  und  härtere
Sparmaßnahmen durchzusetzen.

Warum  bekommt  diese  „bürgerliche“  Regierung  in  einer  tiefen
Wirtschaftskrise  solche  inneren  Probleme?  Zum  einen  muss  die
Bundesregierung  als  „ideeller  Gesamtkapitalist“  auftreten,  d.h.  die
grundlegenden objektiven Interessen des deutschen Kapitals umsetzen – als
Klassenherrschaft gegen die Mehrheit, das Proletariat. In dieser Funktion
wird eine Bundesregierung meist geleitet von den stärksten Sektoren des
nationalen Kapitals, in unserem Fall das Exportkapital und der Finanzmarkt.
Allerdings vertritt diese Koalition auch alle anderen Sektoren des Kapitals,
auch jener, die in der Konkurrenz mit den starken Sektoren unterliegen und
möglicherweise auch abweichende Interessen haben.

Gerade  die  Diskussion  um  die  „Rettungsschirme“  zeigt  diese  inneren
Widersprüche des Kapitals.  Der Finanzmarkt braucht neue Milliarden als
Bürgschaften  und  Spekulationsmunition  und  das  Exportkapital  braucht
zahlungsfähige Absatzmärkte – dafür muss die Bundesregierung in erster
Linie  Politik  machen.  Wem  diese  Politik  nützt,  ist  v.a.  den  anderen
Kapitalsektoren, den kleinbürgerlichen Schichten völlig klar – so erklärt sich
auch z.T. der FDP-Amoklauf. Hier fühlen sich einige Kapitalisten nicht richtig
vertreten von ihrer „Wunschregierung“. Die Androhung einer „geordneten



Insolvenz“ von Rösler hätte auch bedeutet, dass Kapitalfraktionen (Export
und Finanzmarkt) auf ihre Gewinne in und an Griechenland hätten verzichten
müssen – hier geht es um Profitinteressen und Profitabsicherung.

Diese Konflikte werden nun offen in der Koalition ausgetragen, dies ist sicher
neu für christlich-liberale Koalitionen, aber deswegen wird diese Koalition
auf keinen Fall von selbst aufgeben, sondern sich zumindest bis zur Wahl
2013 schleppen. Auch wenn das angesichts des Zustands der FDP derzeit
wenig sicher scheint,  so kann der Parteispitze zumindest soviel  Verstand
zugetraut werden, nicht jetzt auf Neuwahlen zu spekulieren

2013 würde  noch eine  Chance  bestehen,  in  den  Bundestag  einzuziehen,
derzeit  würde  die  FDP  sich  bei  einem  Koalitionsbruch  quasi  selbst
liquidieren. Spätestens diesen Fakt wird Kanzlerin Merkel den möglichen
„Abweichlern“ einbläuen, zumindest für die Abstimmungen, bei denen die
eigene  Mehrheit  stehen  muss.  Zwar  ist  bei  Merkel  derzeit  auch  wenig
Souveränität  zu  erblicken,  aber  zumindest  Sarkozy  hat  sie  in  Sachen
Schuldenbremse und rechtliche Richtlinien für den ESFS auf Linie gebracht,
dort handelt Merkel durchaus als ideeller Gesamtkapitalist für das deutsche
Kapital.  Trotz  dieser  tiefen  Krise  der  Regierung,  den  widerstreitenden
Kapitalfraktion bei Schwarz/Gelb, kann diese Bundesregierung sich auf zwei
wichtige  Unterstützer  verlassen:  die  Gewerkschaftsführung  und  die
Oppositionsparteien.

Parlamentarismus ohne Opposition

Die Abstimmung über den EU-Rettungsfond wird ein erster Test für die
Mehrheitsverhältnisse  in  der  Regierungskoalition.  Gleichzeitig  wird

diskutiert,  den Rettungsschirm ESM vorzuziehen, auch wenn Merkel sich
manch eigener Abgeordneter nicht sicher sein kann – bei SPD und Grünen
kann  sie  sicher  sein.  Diese  beiden  Parteien  werden  wahrscheinlich  zu
größeren Teilen für die EU-Maßnahmen stimmen, schließlich haben sie auch
keine Alternative zu dieser Politik.

Die Kritik von SPD und Grünen geht eher in die Richtung, dass sie Merkel
Langsamkeit vorwerfen und der Regierung eine schlechte Informationspolitik
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unterstellt wird. Somit werden die Stimmen der SPD und den Grünen die
Merkel-Regierung  erst  mal  stützen.  Hier  zeigt  sich  wieder  einmal,  was
„demokratischer  Parlamentarismus“  so  wert  ist.  Wenn  es  um  die
Unterstützung der Finanzmärkte geht, gibt es nur eine Meinung, ebenso bei
den Sparpaketen gegen Griechenland, Portugal, Irland, Spanien und Italien.
Etwas Opposition kommt dann bei den Forderungen nach den „Euro Bonds“,
welche  besonders  stark  von  Linkspartei  und  DGB  gefordert  werden  –
zumindest einen Unterschied zu Schwarz/Gelb gibt es noch.

Bei den geforderten „Euro Bonds“ haben wir es aber auch nicht mit einer
realen  Alternative,  geschweige  denn mit  einer  kämpferischen Alternative
gegen die Schuldenkrise zu tun. Die Idee, den Euroraum als eine Anleihe zu
handeln, würde voraussetzen, dass es auch ein geeintes europäisches Kapital
gibt – dem ist aber nicht so. Von daher agieren Linkspartei und DGB zwar
schon mal als „ideeller Gesamtkapitalist“ der EU, doch leider ist das Kapital
noch nicht so weit wie die Reformisten.

Bislang profitiert das deutsche Kapital von der Schuldenkrise, es kann zu
niedrigen  Zinsen  Kredite  aufnehmen.  Die  „Euro  Bonds“  würden  einen
Wettbewerbsvorteil  des  deutschen  Kapitals  eingrenzen,  aber  die  EU  als
Währungsraum stärker gegenüber den USA in Stellung bringen. Soviel zu
den „strategischen Ideen“ der LINKEN und der reformistischen Spitzen.

Besonders während einer Wirtschafts- und Schuldenkrise können wir sehen,
wie überflüssig die parlamentarische Demokratie eigentlich ist bzw. welchen
Interessen sie dient. Ob es die Rettungspakete in Deutschland oder die Euro-
Rettung 2010 waren: Wenn der Finanzmarkt nach frischem Kapital ruft, folgt
das Parlament wie selbstverständlich.

Noch  deutlicher  wurde  diese  Überflüssigkeit  bei  den  letzten  Wahlen  in
Portugal und Irland. Obwohl die jeweilige Opposition natürlich im Wahlkampf
bessere Konditionen gegenüber der EU aushandeln wollte, manchmal sogar
keine Rettung durch die EU in Anspruch nehmen wollte (Irland), sah es nach
den Wahlen anders aus. Nach den Wahlen gab es Verhandlungen und den
„Druck  der  Finanzmärkte“,  sprich:  die  Anweisungen  des  Finanzkapitals.
Sofort  waren  die  Parteien,  die  davor  noch  gegen  die  EU  und  die



Sparmaßnahmen  im  Wahlkampf  gewettert  hatten,  handzahm.

So unterstützen z.B. die „Wahren Finnen“ (Finnland) oder die „Freiheit“ aus
den  Niederlanden,  die  Fonds  und  Schirme,  ebenso  wie  die  neuen
Regierungen in Irland und Portugal die Anweisungen aus Brüssel befolgen.
Die parlamentarische Demokratie kommt somit auch in dieser Krise an ihr
gerechtes Ende. Für alle ist es sichtbar, dass diese Parlamente und Parteien
Politik fürs Kapital machen und für niemand anders.
Wer in Deutschland auf ein schnelles Ende von Merkel setzt, auf mögliche
Vertrauensfragen hofft etc., der unterschätzt, dass es a) eine große Koalition
im Bundesrat gibt, b) auch die Grünen mitmachen dürfen und c) weder das
Kapital noch die SPD eine Alternative zu Merkel hat. Ein Beispiel dafür ist die
öffentliche Diskussion um einen Kanzlerkandidaten Steinbrück. Dieser war
mit  Merkel  zusammen  in  der  Großen  Koalition  äußerst  verlässlich  fürs
Kapital. Wenn jetzt der Papst auch noch die „ökologische Bewegung“ lobt, ist
zumindest auch Schwarz/Grün für 2013 noch nicht ganz vom Tisch.

Wiederholt haben wir beschrieben, welche Politik des Widerstands
nötig sein wird – gegen die Regierung, aber auch gegen die reformistischen
Führungen in den Gewerkschaften. Die nächste Rezession ist im Anrollen, die
Möglichkeit,  dass daraus eine Depression wird,  ist  vorhanden und damit
stehen auch die nächsten Sparpakete und Kürzungen vor der Tür.

Widerstand!

Wir  müssen  eine  europaweite  Solidarität  und  Koordinierung  von
kämpferischen AktivistInnen aufbauen, damit wir auch in Deutschland gegen
die Sparpakete gegen Griechenland Widerstand mobilisieren können! Wenn
in der BRD die Opposition schon keine Alternative zur Politik der Regierung
und dem Kapital  hat,  dann müssen wir  für  eine  andere  Lösung an  den
Schulen, den Unis, den Betrieben und Stadtteilen diskutieren – wir brauchen
Klassenkampf gegen die Krise! Das erste Sparpaket ging in der BRD relativ
geräuschlos  durch  alle  Instanzen,  bei  den  nächsten  Sparangriffen,  dem
nächsten Konjunktureinbruch müssen wir für die Wiederbelebung der „Anti-
Krisen-Bündnisse“  werben,  müssen  breiten  Widerstand  organisieren.  Das
Kapital streitet in seiner Regierung, das Kapital will die Kosten der Krise auf



uns abwälzen und streitet nur über den besten Weg. Anstatt der Politik den
Rücken zu kehren, müssen wir unsere Politik formulieren – eine Politik gegen
Merkel ,  d ie  Sparpakete  und  d ie  Kr ise ,  e ine  soz ia l i s t ische
klassenkämpferische  Politik.

Ein Artikel von Tobi Hansen, Gruppe Arbeitermacht

Die  Gewerkschaft  –  vom
Sozialpartner  zum
Klassenkämpfer
Gewerkschaft… Ein starkes Wort! Und da ist auch was dran. Gewerkschaften
sind noch immer die mächtigsten Organisationen, die der Arbeiterklasse im
Kampf  gegen  ihre  Unterdrücker  zur  Verfügung  stehen,  weltweit  sind
Millionen  von  Kolleg_innen  in  ihnen  Organisiert.  Aber  müsste  die
Gesamtsituation der abhängig Beschäftigten dann nicht eigentlich viel besser
aussehen?

Ein Exkurs…

Die  kollektive  Diskussion  über  Arbeitsbedingungen  und  mögliche
Verbesserungen ist bereits sehr alt. Bereits am 4. November 1159 vor Chr.
legten ca. 40 Arbeiter die Werkzeuge nieder und begannen zu streiken, da
sich ihr Arbeitgeber Ramses III. wiederholt geweigert hatte, den Kollegen
ihren Lohn zu zahlen. Unter dem Motto „Wir haben Hunger!“ organisierten
sie eine Demonstration zum nächsten Tempel.  Der Konflikt  dauerte zwar
einige Zeit,  im Endeffekt  bekamen die  Kollegen jedoch ihr  Getreide voll
ausbezahlt.

Wie man sich unschwer vorstellen kann, wurden in Europa Arbeitskämpfe
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erst  viel  später  geführt.  Auch  die  Organisierung  von  Handwerkern  wie
Webern, Hafen- und Metallarbeitern fand erst viel später statt und zeigte
sich im 14. Jahrhundert zunächst in Form von Gilden, die als Keimform der
modernen Gewerkschaft gesehen werden können.

Und dann?

Im  Zuge  der  Industrialisierung  und  dem  Siegeszug  der  bürgerlichen
Gesellschaft, begann die Arbeiterklasse als funktionelle Klasse an Bedeutung
zu gewinnen. Immer mehr entwickelte sich die feudale Gesellschaft zu einer
kapitalistischen,  in  der  zwei  neue  gesellschaftliche  Klassen  in  Konflikt
standen:  Die  Arbeiterklasse  und  die  Kapitalisten  –  heute  auch  oft
Arbeitnehmer  und  Arbeitgeber  genannt.

Die allgemeine Funktionsweise der kapitalistischen Wirtschaft ist die, dass
einer (der Kapitalist)  eine Fabrik besitzt und viele Leute nichts besitzen.
Daher müssen sie bei dem Typ mit der Fabrik arbeiten, um sich Geld für
Essen zu  verdienen.  Und hier  wird´s  lustig:  Während die  Arbeiterklasse
logischerweise so viel Geld wie möglich für ihre Arbeit haben will, will der
Typ mit der Fabrik logischerweise so wenig wie möglich bezahlen, um mehr
Profit  mit  der  Arbeitskraft  seiner  Angestellten  zu  machen.  Dieser
“Klassengegensatz” ist der wichtigste, wenn man verstehen will, wieso wir
Gewerkschaften brauchen.

Was ist eine Gewerkschaft?

Die  Gewerkschaft  ist,  wie  bereits  erwähnt  eine  Kampforganisation  der
Arbeiterklasse,  um  für  ihre  Bedingungen  und  Anliegen  im  Betrieb  zu
kämpfen.  Ihre  Existenz  ist  zwingend  erforderlich  um  Mindestlöhne,
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall,  Urlaubsgeld und andere grundlegende
ökonomische Forderungen der Arbeiter_innen durchzusetzen. Getreu nach
dem Motto: “Allein machen sie dich ein – gemeinsam sind wir stark!” Kein
Wunder also, dass die gewerkschaftliche Organisation von Arbeiter_innen in
Kapitalistenkreisen nicht gerne gesehen wird. Aus diesem Grund mussten im
19. Jahrhundert viele Gewerkschafter in der Illegalität arbeiten, viele wurden
verfolgt und umgebracht, in vielen Ländern der Welt ist das heute noch so.



Wir  können  also  Festhalten:  Gewerkschaften  führen  den  ökonomischen
Kampf der Arbeiterklasse.

Aber wieso kämpfen die Gewerkschaften denn nicht mehr richtig? Wann gab
es  in  der  BRD  mal  e inen  Generalstre ik ,  um  staat l iche  oder
privatwirtschaftliche Angriffe auf unsere Lebensbedingungen abzuwehren?
Wieso  werden  immer  mehr  Tarifverträge  abgeschlossen,  deren
Lohnerhöhung  hinter  der  Inflationsrate  zurückbleibt?

Wem gehört die Gewerkschaft?

Gewerkschaften  haben  heutzutage  einen  erheblichen  Mangel  an  innerer
Demokratie. Die Politik in ihnen wird heutzutage nicht mehr von der Basis
bestimmt,  sondern  von  einer  Bürokratenkaste  aus  Hauptamtlichen,
Betriebsratsfürsten  und  Vorsitzenden.  Diese  Leute  nennen  wir
“Gewerkschaftsbürokratie”  und sie  sind –  wie  es  der  Zufall  so  will,  fast
ausschließlich  sozialdemokratische  Reformisten,  die  die  Gewerkschaft  für
ihre eigenen politischen und sozialen Interessen missbrauchen. Ohne Scham
machen sie mit ihrer verräterischen Politik die Gewerkschaften zu zahnlosen
Vertretungen,  die  sich  weder  staatlichen  Angriffen  auf  die  Rechte  und
Errungenschaften der Arbeiterbewegung, wie damals bei der Agenda 2010
oder  gegen  Lohnkürzungen  und  Entlassungen  im  Betrieb  nicht  bzw.
unzureichend in den Weg stellen. Es bleibt bei schmierigen Sonntagsreden
von  Vorstandsmitgliedern,  wie  dem SPD-Mitglieds  und  DGB-Vorsitzenden
Michael Sommer.

Auch bei Tarifverhandlungen ist heute die “vertrauensvolle Zusammenarbeit”
mit dem Arbeitgeber oberstes Gebot. Anstatt einen Betrieb Mal so richtig
lahmzulegen,  werden  nach  2-3  Verhandlungsrunden  faule  Kompromisse
geschlossen,  die  oft  sogar  zu  Reallohnverlusten  führen,  ohne  das  es
überhaupt einen Streik gegeben hätte. Oft kann man die Vorsitzenden der
Gewerkschaften nach ihrer Amtszeit auf der Gehaltsliste des Arbeitgebers
wiederfinden. Ein Schelm, wer da böses denkt.

Diese Gründe sind es auch, die dafür sorgen, dass immer mehr Kolleg_innen
den  Gewerkschaften  ihren  Rücken  zukehren.  In  Deutschland  sank  der



gewerkschaftliche Organisierungsgrad von 34,2% im Jahr 1960 auf 21,6% im
Jahr 2000. Tendenz: weiter Sinkend!

Politik machen! Nur, geht das so einfach?

Viele  aufrechte  Kolleg_innen  sind  sich  im  klaren  darüber,  dass
Gewerkschaftsarbeit  wichtig  ist.  Gerade  in  Zeiten,  in  denen  die
wirtschaftliche Situation immer öfter ins Wanken gerät, ist es unabdingbar
für Veränderungen einzutreten. Dafür stehen dem aktiven Gewerkschafter
diverse Gremien offen. Leider muss man dazu anmerken, dass die diversen
Ausschüsse leider allzu oft von der Bürokratie ausgebremst oder kontrolliert
werden.  Viele  junge  Aktivist_innen  sind  daher  oft  desillusioniert.  Sie
konzentrieren sich oft  mit  Leib und Seele auf  ein Thema und versuchen
diverse Aktionen zu organisieren, bis im Endeffekt von Oben ein „Nein“ oder
einfach gar keine Reaktion kommt.

Diese  Vorgehensweise  ist  jedoch  kein  Zufall!  Politisch  nicht  gewünschte
Beschlüsse der Basis werden solange ignoriert oder bleiben auf der To-Do-
Liste  stehen bis  es  entweder zu Spät  ist  oder  sich ein  höher  stehendes
Gremium doch dazu durchringt andere Dinge zu priorisieren.

Natürlich gibt  es  auch positive  Beispiele  für  Gremienarbeit,  um wirklich
dauerhaft  erfolgreiche  Arbeit  zu  leisten,  bedarf  es  jedoch  einer
weitergehenden  Vernetzung  und  Organisation.

Allein machen sie dich ein…

Viele jugendliche Gewerkschaftsmitglieder sind von dem Opportunismus der
Bürokraten  angewidert  und  wollen  etwas  gegen  sie  unternehmen.
Möglichkeiten dazu gibt es viele. Bereits in deiner Ortsjugendgruppe oder in
deiner  Betriebsjugendgruppe  kannst  du  eine  Menge  tun.  Viele  deiner
Kolleg_innen denken sicherlich genauso über die Hauptamtlichen und haben
sich vielleicht einfach noch nicht getraut den Mund aufzumachen. Diskutiert
eure Kritikpunkte untereinander und macht euch Gedanken, wie ihr eure
Gewerkschaft  selber  gestalten  würdet.  Was  wären  die  Punkte,  die  euch
wichtig wären? Wenn ihr zum Anfang 2 oder 3 Kolleg_innen seid, ist das
schon Mal ein guter Anfang. Vielleicht habt ihr Lust eine Veranstaltung für



weitere  Interess ier te  zu  organis ieren ,  e in  unabhängiges
Gewerkschaftsflugblatt herauszubringen oder euch als Gruppe auf Grundlage
eines Aktionsprogramms aufzustellen…

Gewerkschaften zurückerobern!

Wie gesagt, du bist nicht der Einzige. Das ist ja das tolle an der Betriebs- und
Gewerkschaftsarbeit, es gibt eigentlich überall Leute die genauso denken wie
du und nur darauf warten, dass etwas in die Gänge kommt. Doch was? Was
uns alle eint,  sind die Forderungen, mit denen wir gemeinsam Auftreten
können. Diese sind z.B.:

●Klassenkampf  statt  Sozialpartnerschaft!  Für  eine  kämpferische
Gewerkschaft,  die die Interessen der Kolleg_innen bis zum bitteren Ende
vertritt und keine faulen Kompromisse eingeht!

●Für  die  jederzeitige  Wähl-  und  Abwählbarkeit  aller  hauptamtlichen
Funktionäre! Für die Anpassung ihrer Gehälter an einen durchschnittlichen
Facharbeiterlohn!

●Für die Erkämpfung des Rechts auf politische Streiks, letztlich dem Recht
auf Generalstreiks, um zum Beispiel gegen die Rente mit 67, gegen Hartz IV,
gegen die Kriege in Afghanistan, Kosovo oder für bessere Bildung kämpfen
zu können!

●Eigene Entscheidungsgewalt für alle Jugendgremien, wenn es um Themen
geht,  die  uns  was  angehen!  Für  vom  Vorstand  unabhängige
Jugendstrukturen!

Wir  müssen  versuchen  eine  innergewerkschaftliche  Bewegung  von
Basisaktivisten aufzubauen,  die  sich  der  Politik  der  sozialdemokratischen
DGB-Führung entgegenstellt und diese zwingt Politik für die Mitglieder, und
nicht für sich selbst,  zu machen. Wir brauchen eine klassenkämpferische
Basisopposition, die es sich zur Aufgabe macht, die Gewerkschaften wieder
zu Kampforganen der  Arbeiterklasse zu machen,  die  in  den Händen der
Arbeiter_innen liegt und nicht in den Händen von Bürokrat_innen!



K l a r ,  d a s  w i r d  n a t ü r l i c h  n i c h t  e i n f a c h .  D i e  D G B -  u n d
Einzelgewerkschaftsführung aus SPD, LINKE und zum Teil  sogar Grünen
wird sich einiges einfallen lassen, um uns das Leben schwer zu machen. Doch
zeigt das nur eines – Dass sie Angst vor ihrer eigenen Basis haben. Eine
gewerkschaftliche Basisbewegung, die Druck erzeugen kann, kann nämlich
auch  dazu  übergehen  die  Bürokratie  zu  entmachten  und  demokratische
Strukturen  auf  der  oben  genannten  Grundlage  aufbauen.  Dies  wäre  der
Untergang für die reformistischen Verräter und die Geburtsstunde für eine
Zeit,  in  der  Tarifauseinandersetzungen  wieder  Tarifauseinandersetzungen
sind, und der Klassenkampf wieder Einzug in den Fabriken hält.

The workers united will never be defeated!

IGM-Jugendaktionstag in Köln –
Gewerkschafter_innen
gemeinsam  gegen  Krise  und
Kapital
Vor  nicht  allzu  langer  Zeit  wurden  Zehntausende  in  Deutschland  in  die
Arbeitslosigkeit  geschickt.  Es  wurden  Banken  gerettet,  Unternehmen
subventioniert und Sparpakete geschnürt. 2010 kam dann die Nachricht, die
alle Medien, Wirtschaftswaisen und Politiker gebetsmühlenartig predigten –
die Krise ist vorbei, jetzt kommt der Aufschwung!

Tatsächlich sah es  für  einige Zeit  so  aus,  als  würde sich die  Wirtschaft
erholen.  Die  Maschinen wurden wieder  angeschmissen,  teilweise  wurden
neue Arbeitskräfte eingestellt. Die deutsche Wirtschaft erreichte Ende 2010
sogar wieder ihr Vorkrisenniveau. Es war eine Zeit, in der sich nicht nur
Schwarz-Gelbe Politiker auf die Fahnen schreiben wollten, dass sie „das Land
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gerettet“ hätten, allen voran schritten die Spitzen von SPD, DGB und der
Einzelgewerkschaften! Sie hätten sich als gute Partner in der Krise erwiesen,
„arbeitssichernde“ Projekte wie die Kurzarbeit wären nur durch sie zustande
gekommen  und  –  seien  wir  ganz  ehrlich  –  die  Bankenrettung  und  die
Sparpakete wären ohne ihr Stillhalten auch nicht möglich gewesen!

Vor der Krise ging es allen besser…

Das scheint ein einleuchtender Satz zu sein. Und die oben genannten Herren
und Damen beanspruchten noch vor Kurzem, das Vorkrisenniveau hergestellt
zu haben. Sicher ging es vielen besser. Doch kaum einem ging es auch vor
der Krise richtig gut. Auch vor der Krise wurden Leiharbeit und Billigjobs
massiv  ausgeweitet.  Auch  vor  der  Krise  konnten  wir  jedes  Jahr
Reallohnverluste verzeichnen, während die deutschen Konzerne mehr und
mehr Profite machten.

Im Bildungsbereich gab es in den letzten Jahren, auch vor der Krise, immer
wieder riesige Proteste von Schüler_innen, Azubis und Studierenden. Bereits
vor der Krise gingen wir gegen Hartz IV, die Rente mit 67, die Kriege der
deutschen Bundeswehr, Faschisten und Niedriglohn auf die Straße. Es ist
zwar durch die Krise schlechter geworden. Aber es ging uns nicht gut bevor
sie kam!

Sozialpartnerschaft ist sozial?

Das ist der Slogan der Gewerkschaftsführer_innen. Wo waren sie denn,
als wir vor der Krise auf der Straße standen? Wo waren massive Streiks,
Arbeitskämpfe und Massenproteste, als die Krise dann da war? Und „nach
der Krise“? Nach der Krise betonten Huber, Bsirske, Sommer und Co., wie
gut (sozial) sie die Krise gemanagt hätten…

Unsere Gewerkschaften brauchen aber keine Krisenmanager, denn Manager
hatten wir während der letzten Krise genug gesehen. Wir brauchen einen
kämpferischen  Widerstand  gegen  diejenigen,  die  für  die  Krise  und  ihre
Auswirkungen verantwortlich sind. Die Unternehmer_innen, die Spekulanten
und die  bürgerliche  Politik  –  sie  waren  und  sind  verantwortlich  für  ein
Wirtschafts-  und  Sozialsystem,  dass  nicht  funktioniert,  an  dem  nur  die
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Reichen verdienen!

Dieses  System  heißt  Kapitalismus  und  anstatt  dagegen  zu  kämpfen,
versuchten  die  Gewerkschaftsspitzen  es  zu  retten  und  mitzuverwalten.
Anstatt gegen die Unternehmer_innen im Interesse der Belegschaften und
Erwerbslosen Widerstand zu leisten, wurden die Belegschaften zugunsten
der Unternehmer_innen ausverkauft. Und als die Krise vermeintlich vorbei
war,  die  Banken  gerettet,  die  Sparpakete  geschnürt,  als  keiner  mehr
kämpfen  wollte,  da  fragten  die  Gewerkschaftsspitzen,  ob  sie  nicht  ein
Stückchen  vom  Kuchen  des  Ausverkaufs  abhaben  dürften.  Und  die
Unternehmer_innen schrien:  „Seid  ihr  des  Wahnsinns!  Wollt  ihr  uns  die
Konjunktur zerstören?“ Und Bsirske, Huber, Sommer und ihre Bürokraten
verneigten sich und sagten: „Nein, Verzeihung, wir würden doch nie eure
heilige Konjunktur antasten…“

Krise Reloaded.

Verlauf  des  DAX,
Sommer  2011

Heute, zwei Jahre nach 2009, ist ein Rekordstand von Leiharbeiter_innen in
Deutschland erreicht, diejenigen, die in Deutschland von Hartz IV leben oder
Aufstocken müssen, zählen rund 10 Millionen. Die Löhne sinken weiter und
die nächste Krise steht ins Haus. Und diese wird schlimmer werden, als die
Vorige. Wollen wir wetten?

Motto  der  Anti-
Krisenbewegung

Und  was  tun  die  Gewerkschaftsfunktionäre?  Sie  machen  einiges,  bloß
kämpfen wollen sie nicht. Während die Arbeiter_innen in ganz Europa unter
dem Diktat des deutsch – französischen Kapitals und ihrer Politik leiden,
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glänzen die Sozialdemokraten und Gewerkschaftsbürokraten hierzulande mit
Standortborniertheit  und  Sozialpartnerschaft.  Dabei  wäre  es  unerlässlich
Solidarität mit den griechischen, spanischen, italienischen, französischen etc.
Arbeiter_innen zu organisieren. Wir müssten Streiks gegen Entlassungen,
schlechte  Arbeitsbedingungen,  Leiharbeit  und  Niedriglohn  führen.  Wir
müssten  Kämpfe  gegen  die  Sozialangriffe  von

Regierungen und Unternehmer_innen europaweit organisieren.

Doch die Gewerkschaftsbürokraten machen es genau so wie 2009. Ihr Motto
ist „Wenn es dem Betrieb gut geht, dann geht es auch den Arbeitern gut!“
Übersetzt  heißt  diese Logik so viel  wie  „Wenn die  Kapitalist_innen fette
Profite auf unsere Kosten machen, dann bleibt vielleicht auch was für uns
übrig…“ Wie viel übrig geblieben ist, kann jede/r von uns mal abschätzen,
wenn er/sie in´s Portemonnaie schaut.

Widerstand leisten – Klassenkampf organisieren!

Wir  wollen  nicht  länger  eine  Politik  der  Sozialpartnerschaft  –  eine
Politik, eine Wirtschaft, eine Gesellschaft, in der die Profite der Banken
und Konzerne das bestimmende Element sind! Die Politik der momentanen
reformistischen Gewerkschaftsfunktionär_innen hat uns nicht weit gebracht.
Während  selbst  bürgerliche  Ökonomen  sich  die  Frage  stellen,  ob  der
Kapitalismus gescheitert ist, versuchen die Gewerkschaftsführer_innen noch
immer ihn zu retten.

Wir,  Jugendlichen,  Arbeiter_innen  und  Arbeitslosen  hingegen  müssen
Widerstand  gegen  Sozial-,  Bildungsabbau  und  Krise  organisieren!  Im
November wird es eine neue Welle von Bildungsprotesten geben, die am 17.
November ihren Höhepunkt in einem zentralen Streiktag finden sollen. In
den Gewerkschaften wird es Kampagnen gegen die Leiharbeit geben und die
Krise wird neue Anti-Krisenbündnisse erfordern, die wir aufbauen müssen.

Insbesondere  uns  Jugendlichen  kommt  eine  wichtige  Rolle  darin  zu,
kämpferische Aktionen zu fordern, zu planen und Druck auf die Spitzen der
Gewerkschaften aufzubauen. Doch nur Druck allein wird nicht reichen. Was
wir brauchen ist eine neue Politik in den Gewerkschaften. Eine Politik, die
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den  Internationalismus,  die  Solidarität  unter  den  Beschäftigten  und  den
Kampf gegen die Krise und das Kapital in den Vordergrund rückt! Diese
Politik ist mit Huber, Bsirske oder Sommer nicht zu machen. Sie müssen
ersetzt  werden  durch  kämpferische,  letztl ich  revolutionäre
Gewerkschafter_innen.

Der Weg dorthin ist lang. Aber damit sich das ändert müssen wir gemeinsam
eine kämpferische Basisopposition in Betrieb und Gewerkschaften aufbauen.
Wir dürfen kein Blatt mehr vor den Mund nehmen, wenn wir mit der Politik
der Gewerkschaft unzufrieden sind. Wir müssen etwas daran ändern.

———————————————————————————————————————
—————————–

Warum REVOLUTION?

Wenn auch du etwas an der momentanen Gewerkschaftspolitik ändern willst,
dann  tritt  mit  REVOLUTION  in  Kontakt.  Wir  sind  eine  internationale
kommunistische Jugendorganisation, die sich in Deutschland vor allem gegen
Bildungs-, Sozialabbau, Faschismus, Rassismus, Sexismus, Niedriglohn und
Entlassungen einsetzt.

Hinter diesen Problemen steht ein System – der Kapitalismus. Im Gegensatz
zu SPD, LINKEN oder den reformistischen Führer_innen der Gewerkschaften
glauben wir  aber  nicht,  dass  der  Kapitalismus  reformiert,  gezähmt  oder
„arbeitnehmerfreundlich“ gestaltet werden kann.

Der Kapitalismus, in dem nicht die Bedürfnisse der Mehrheit bestimmend
sind,  sondern  die  Interessen  der  Kapitalist_innen  (zum  Beispiel
Unternehmer_innen, Aktionär_innen, Banker_innen etc.), zerstört tagtäglich
unsere Lebensgrundlage. Er schafft Krisen, vernichtet die Umwelt, führt zu
Kriegen, Armut und Elend.

Daher sind wir der Meinung, dass der Kapitalismus durch eine Revolution
gestürzt werden
muss. Wir wollen ihn ersetzen durch eine Gesellschaft, in der die Mehrheit
der  Bevölkerung  bestimmt,  was  geschieht,  nicht  eine  kleine  Elite  von



Kapitalist_innen und ihre Politiker_innen. Diese Gesellschaft muss eine auf
Räten  basierte  Gesellschaft  sein,  in  der  die  Arbeiter_innen  über  die
Produktion  entscheiden!

Doch diese Gesellschaft wird uns nicht geschenkt werden. Sie wird erkämpft
und zwar gegen den bürgerlichen Staat und das Kapital. Wenn ihr nicht nur
gegen  die  Symptome  des  Kapitalismus  kämpfen  wollt,  sondern  für  eine
solidarische, kommunistische Gesellschaft eintreten wollt,  dann tretet uns
bei. Denn auch Widerstand muss organisiert werden!

Neue Schuldenkrise  –  oder  wie
die  Wirtschaft  den  Bach
runtergeht…
In den letzten Monaten berichteten die Medien wieder häufiger über die
„Eurokrise“ in der EU, über Schuldenprobleme von Griechenland, Portugal,
Spanien  und  Italien.  Gleichzeitig  gab  es  im  Juli  und  August  eine  US  -
amer ikan ische  Schu ldenkr i se ,  sogar  über  e ine  mögl iche
„Zahlungsunfähigkeit“  der  USA  wurde  spekuliert,  bis  dann  die  beiden
Kammern  der  USA(Senat  &  Repräsentantenhaus)  eine  Erhöhung  der
Schuldengrenze  beschlossen.

In unserem Artikel wollen wir uns mit den Gründen für die Schuldenkrise
beschäftigten, wieso die aktuelle Krise direkt mit der Wirtschaftskrise von
2008 zusammen hängt, was die astronomischen Summen eigentlich mit uns
zu tun haben und welche Auswirkungen sie auf uns haben werden!

Woher kommen denn die ganzen Schulden?

Derzeit wird viel über die Schuldenquote bestimmter Staaten gesprochen, so
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liegt die Schuldenquote Griechenlands bei fast 160% – aber was heißt das
eigentlich? Bei dieser Quote werden die Gesamtschulden eines Staates, in
Beziehung zum jährlichen Bruttoinlandsprodukt (BIP) gesetzt, das BIP fasst
alle Umsätze einer Volkswirtschaft zusammen.

Griechenland  erwirtschaftete  2010  ein  BIP  von  230  Milliarden  €,  die
Schuldenquote lag bei ca. 125% – damit überstieg die Schuldenmenge das
jährlich erwirtschaftete BIP um 25%. In Griechenland entwickelte sich diese
Quote in den letzten 4 Jahren rasant. 2007 lag diese Schuldenquote noch bei
95.7%, für 2011 wird eine Quote von 157% erwartet.

Diese Entwicklung trifft für alle Staaten der EU zu, wie auch für die USA &
Japan – so erhöhten sich die Staatsschulden der BRD, USA und Japan in den
letzten vier Jahren um ein Drittel oder mehr. Wie bei privaten Schuldnern,
gibt es für Staaten sogenannte „Ratingagenturen“, die die Kreditwürdigkeit
der Staaten bewerten. Diese „Ratings“ bestimmen wie viel Zinsen die Staaten
für ihre Schulden bezahlen müssen, die BRD hat ein sehr gutes Rating (AAA)
und bezahlt derzeit weniger als 3% Zinsen für ihre Schulden – Griechenland
z.B. hat ein sehr schlechtes Rating (B1) und müsste auf dem Finanzmarkt
25% Zinsen für die Kredite zahlen.

Nun haben die Staaten aber keine neuen Schulden aufgenommen, um den
Beschäftigten, der Jugend oder den Rentnern Wohltaten zu schenken. Woher
also kommen die Schulden? Die Schulden wurden aufgenommen, um den
Banken  und  Unternehmen  zu  helfen.  Diese  hatten  in  der  Finanz  –  und
Wirtschaftskrise 2008/2009 riesige Verluste angesammelt. Bei den Banken
hießen diese Verluste „toxische Papiere“. Aus der Chemie wissen wir, das
„toxisch“ ein sehr unangenehmer Zustand ist, bei den Banken hieß das, das
viele Kredite quasi nichts mehr wert waren. In der Situation übernahmen die
Staaten diese „toxischen“ Papiere mit direkten Finanzhilfen und sogenannten
Bürgschaften,  welche  von  den  Banken  in  Anspruch  genommen  werden
konnten.

In der BRD bürgte die Regierung beispielsweise mit 125 Milliarden € für die
„Hypo Real Estate“ und legte den „SOFFIN“ Fond in Höhe von circa 500
Milliarden € an, von dem sich dann verschiedene Banken und Finanzinstitute



Kredite abholen konnten. Ähnliche „Rettungsmaßnahmen“ gab es in den EU
Staaten, der USA und Japan – insgesamt wurden mehrere Billionen Euro den
Finanzmärkten und Banken zur  Verfügung gestellt.  Die  Finanzmittel  der
damaligen Krise sind die Schulden von Heute. Die Staaten nahmen diese
Schulden entweder bei den Zentralbanken (wie die FED in den USA oder die
Bundesbank in der BRD) oder den privaten Banken auf – mit diesen Schulden
wurde die Pleite von Banken und Unternehmen verhindert und die Profite
der Kapitalisten gesichert.

Die Ratingagenturen – oder gib mir ein „Triple A“!

Seit 2008 haben die Staaten den Finanzmarkt mit Billionen finanziert und
gestützt!  Damit  wurden  die  eigenen  Staatsschulden  erhöht.  Besonders
zugespitzt hatte sich diese Entwicklung beim „reichsten“ Land der Welt – den
USA. In den USA gibt es eine „Schuldenobergrenze“. Diese lag bis Anfang
August  bei  14.3 Billionen $.  Für dieses Jahr ist  zu erwarten,  dass diese
Grenze  überschritten  werden  muss,  wenn  die  USA  ihre  Zinsen,  die
öffentlichen  Beschäftigen  oder  das  Militär  bezahlen  will.  Anfang  August
wurde diese Grenze um 2.6 Billionen $ erhöht, dieses Jahr wird allein der US-
Haushalt (also ohne Bundesstaaten und Kommunen) 800 Milliarden $ neue
Schulden aufnehmen müssen. Dieser Vorgang ist nichts neues in der US-
Geschichte.  Im  Durchschnitt  wurde  alle  zwei  bis  drei  Jahre  die
Schuldengrenze von der US-Regierung erhöht, seit 1945 neunzehn mal.

Nachdem die Grenze jetzt erhöht wurde, gab es aber eine Abstufung der
Kreditwürdigkeit der USA durch die Ratingagentur „Standard & Poor“.
Die bisherige Topbewertung AAA wurde auf AA+ gesenkt. Konkret bedeutet
das höhere Zinsen für die USA für künftige Kredite. Gleichzeitig wurden auch
die  EU  Staaten  Portugal  und  Italien  abgewertet  –  danach  sanken  die
Börsenkurse  und  vernichteten  im  August  circa  25%  der  weltweiten
Börsenwerte.

Die  Ratingagenturen  sind  private  Unternehmen,  die  im  Auftrag  der
Großbanken die Kreditwürdigkeit von Staaten, Kommunen und Unternehmen
bewerten  –  nach  diesen  Bewertungen  wird  das  jeweilige  Zinsniveau
bestimmt.
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Der französische Präsident Sarkozy bezeichnete es als „nationale Aufgabe“
für Frankreich die Topbewertung AAA zu behalten, gleich im Anschluss gab
es ein weiteres Sparpaket, nachdem bereits 2010 ein Sparpaket mit massiven
Sozialkürzungen  durchgesetzt  wurde.  In  dieser  Zeit  sprach  sogar  die
„Financial  Times  Deutschland“  von  einer  „Diktatur  der  Ratingagenturen“.

Wie das Kapital die Krise lösen will…

Am Beispiel Griechenland können wir beobachten wie sich das Kapital eine
„Krisenlösung“ vorstellt. Der griechische Staat bekommt Kredite von der EU
und der EZB (Europäische Zentralbank), damit sollen die bisherigen Kredite
abbezahlt  werden.  Das  erklärt  auch  zu  großen  Teilen  die  gestiegene
Schuldenquote Griechenlands in den letzten beiden Jahren. Um diese Kredite
zu bekommen muss der griechische Staat aber zunächst massive Angriffe
und  Kürzungen  gegen  die  Mehrheit  der  Bevölkerung  durchführen.  Dazu
gehören die Erhöhung der Lebensarbeitszeit, die Kürzung der Gehälter der
öffentlichen Beschäftigten, die Erhöhung der Verbrauchssteuern und eine
massive Privatisierung des noch vorhandenen öffentlichen Eigentums. Erst
die  Verabschiedung  dieser  „Spargesetze“,  welche  direkt  durch  die  EU-
Bürokratie und die BRD als imperialistischem Hegemon, der griechischen
Regierung vorgeschrieben wurden, gab man die Kredite an Griechenland
frei.

In der EU wird nun eine „Schuldenbremse“ von der BRD und Frankreich
vorgeschlagen. Diese „deutsche“ Erfindung beinhaltet ein Gesetz, nachdem
EU-Staaten  ab  einem  bestimmten  Jahr  überhaupt  keine  Schulden  mehr
machen dürfen. In der BRD steht das nun im Grundgesetz – ab 2016 darf der
Bund keine neuen Schulden mehr aufnehmen, ab 2020 die Bundesländer und
die Kommunen.

Ähnliches,  wenn auch unter anderen Bedingungen,  geschah in den USA.
Gleichzeitig mit der Erhöhung der Schuldengrenze wurde auch ein Sparpaket
in  gleicher  Höhe  verabschiedet.  Das  war  die  Voraussetzung  für  die
„oppositionellen“  Republikaner,  der  Erhöhung  überhaupt  zu  zustimmen.

Diese  Sparpakete  sind  die  Antwort  von  Kapital  und  Staat  auf  die



Schuldenkrise.  Wurden  die  Schulden  aufgenommen um die  Verluste  des
Kapitals  während der Krise aufzufangen und gleichzeitig neue Profite zu
sichern, sollen die Staaten jetzt weltweit die Kosten für die Schulden direkt
auf  die  Arbeiterklasse,  große  Teile  des  Kleinbürgertums und die  Jugend
abwälzen.  Dazu  werden  zum  einen  die  Sozialleistungen  massiv  gekürzt,
während gleichzeitig  eine neue Privatisierungswelle  gestartet  wurde.  Vor
allem staatliche Unternehmen, aber auch Bereiche wie Gesundheit, Verkehr,
Rente  und Bildung,  von  denen sich  das  Kapital  noch zusätzliche  Profite
verspricht, sollen privatisiert werden.

Die Krise heißt Kapitalismus!

Die momentane Schuldenkrise, wurde vom Kapital, beziehungsweise den
Kapitalisten  verursacht.  Während  alle  Profite  den  Kapitalbesitzern
„gehören“,  die  sich  durch  Ausbeutung  aneignen  und  über  die  Börse
auszahlen  lassen,  müssen  die  Verluste  von  der  Allgemeinheit  getragen
werden.

Wenn jetzt die EU einen Rettungsfond für die Euro-Zone auflegt, so ist dieser
Fond nur zur Rettung der Banken und Absicherung der Staatsanleihen da,
genau wie die sogenannten „Euro Bonds“.

Die  Nationalstaaten  dienen  dabei  dem  Kapital  als  Versicherung  seiner
Geschäfte.  Durch  vielfache  Steuersenkungen  bleibt  der  Profit  meist
unangetastet,  durch  Polizei  und  Militär  wird  jeder  mögliche  Widerstand
national und international bekämpft und durch Bürgschaften und Kredite
wird der Finanzmarkt zahlungsfähig gehalten. Nur durch die Hilfen seit 2008
sind die Banken und das Kapital heute in der Lage ganze Volkswirtschaften
in den Ruin zu treiben, um sie dann gänzlich unter ihre Profitkontrolle zu
stellen.

Aufgrund dieser  aktuellen  Fonds  und Bürgschaften  werden die  nächsten
Sparpakete  bereits  aufgelegt.  In  Frankreich  werden  neue  Maßnahmen
beschlossen
und  in  Spanien  wird  die  „Schuldenbremse“  eingeführt.  Diese
„Schuldenbremse“ wird die soziale Realität der nächsten Jahre bestimmen,
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weitere  Kürzungen,  Entlassungen  und  Privatisierungen  stehen  auf  der
Tagesordnung.

Dagegen  müssen  wir  Widerstand  organisieren,  besonders  in  den
europäischen Gewerkschaften. Während in Frankreich und Griechenland die
Gewerkschaften  zum Generalstreik  getrieben  wurden,  begnügte  sich  der
DGB in der BRD mit Standortpolitik und stillhalten. Deswegen müssen wir
die Beschäftigten und die Basis  der Gewerkschaften gemeinsam mit  den
Jugendlichen und Arbeitslosen gegen die nächsten Sparpakete organisieren
und schlagkräftige Bündnisse aufbauen.

Von  der  deutschen  Revolutionärin  Rosa  Luxemburg  ist  der  Ausspruch
„Sozialismus oder Barbarei“bekannt, dieser wurde vor dem 1.Weltkrieg von
ihr  geprägt.  Heute  ist  er  aktueller  denn  je,  denn  dieses  System  hat
abgewirtschaftet.  Während  Hungerkatastrophen,  wie  in  Ostafrika
zehntausende  von  Menschen  heimsuchen  und  jährlich  Hunderttausende
sterben  lassen,  in  einem  Wirtschaftssystem,  dass  die  ökologischen
Grundlagen  der  Menschheit  vernichtet  –  in  so  einer  Situation  soll  uns
interessieren,  welche  Buchstaben  eine  Ratingagentur  über  die
Kreditwürdigkeit  einer  Volkswirtschaft  veröffentlicht?  Erbärmlicher  geht’s
eigentlich nicht!

Gefordert ist nun ein entschlossener internationaler Widerstand gegen den
Kapitalismus, wir haben unsere Antwort Rosa Luxemburgs Frage. Für eine
Gesellschaftsordnung die den Interessen der Mehrheit gehorcht und nicht
den Profit -und Zinserwartungen einer kleinen parasitären Elite.

Wir  zahlen  nicht  für  ihre  Krise!  Organisiert  euch  gegen  die
Sparpakete  und  die  Krise  –  baut   Organe  des  Widerstandes  im
Betrieb, in der Schule und im Stadtteil auf!
Für  die  entschädigungslose  verstaatlichung  der  Banken  zu  einer
zentralen Staatsbank,  sowie  aller  Unternehmen,  die  Entlassungen
oder Gehaltskürzungen fordern, unter Arbeiterkontrolle!
Für das Recht der Beschäftigten und der Arbeiterbewegung Einsicht
in die Geschäftsbücher der Großkonzerne und Banken zu haben!
Vom Abwehrkampf zur Offensive! Gegen Hartz IV, die Rente mit 67



und die Gesundheitsreformen der vergangenen Jahre! Bekämpft die
Leiharbeit, für einen Mindestlohn von 11 Euro die Stunde!
Teilt die Arbeit auf alle Hände auf – für eine 35-Stunden Woche und
Arbeitszeitverkürzung bei vollem Lohnausgleich!
Fordert die Gewerkschaften und Arbeiterparteien zur Aktion auf und
organisiert in ihren Reihen eine kämpferische Basisbewegung!
Gegen  Krise  und  Kapital  –  der  Widerstand  muss  international
koordiniert werden! Gegen Chauvinismus und nationalistische Hetze
gegen  „die  faulen  Griechen“,  „gegen  die  Migranten  die  unsere
Arbeitsplätze  klauen“  oder  ähnliche  Verleumdungen,  die  unseren
Widerstand  spalten!  Für  europaweite  Aktionen  gegen  die
Sparangriffe  und  die  Auswirkungen  der  Krise,  die  Führer  der
Gewerkschaften und Arbeiterparteien müssen zur Unterstützung von
Aktionen wie koordinierten Streiks, Massenprotesten, Besetzungen
bis hin zum Generalstreik gezwungen werden!
Widerstand  braucht  Organisation  –  wenn  ihr  gegen  Krise  und
Kürzungen  kämpfen  wollt,  dann  organisiert  euch  gemeinsam mit
REVOLUTION!

Vor einem neuen Finanzcrash?
Wir  veröffentlichen  hier  einen  Artikel  der  Gruppe  Arbeitermacht  zur
aktuellen Finanz- und Schuldenkrise. Er befasst sich mit dem momentanen
Sturz  der  Aktienmärkte,  der  europäischen  Union,  den  U.S.A.  und  der
momentanen  Perspektive  für  die  Arbeiterbewegung  –  Martin  Suchanek,
Infomail 572, 12. August 2011

Kapitalistische Widersprüche spitzen sich zu 

Trotz  fieberhafter  Telefondiplomatie  zwischen  Berlin,  Paris  und
Washington ging die Talfahrt der weltweiten Aktienmärkte am 8. August
2011 weiter. In Asien purzelten alle Indices an den Hauptfinanzplätzen Tokio,
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Hongkong, Taiwan und Shanghai erneut zwischen 2 und 4 Prozent herunter.
Die europäischen Märkte zogen nach.  Nach ernsten Abwärtsbewegungen
fand sich der deutsche DAX bei 5%igem Abschlag, die Pariser und Londoner
Börse bei 3,7% Minus wieder.

Die US-Märkte konnten sich dieser Welle nicht entziehen, und die Nachricht
vom 5.  August  hat  die  Krisenentwicklung  noch  verstärkt.  Standard  und
Poors, eine der 3 in der Welt führenden Ratingagenturen, verkündeten an
dem  Tag  die  erstmalige  Herabstufung  der  US-Wirtschaft  von  einem
drei fachen  A  auf  AA+.  Trotz  US-Präs ident  Barack  Obamas
Fernsehansprache, in der er seinen Landsleuten versicherte, dass die USA
„immer eine Dreifach A-Nation“ sein werde, gab die Wall Street um 5,6 %
nach.

Am  selben  Tag  gerieten  Italien  und  Spanien  ins  Kreuzfeuer  der
Finanzmärkte, als die Zinsen für italienische und spanische Staatspapiere auf
über 6% stiegen. Italien als drittgrößte Ökonomie der Eurozone ist mit 1,9
Billionen Euro Schulden belastet. Jetzt drohen diese Länder in den Sog von
Griechenland und Portugal hineingezogen zu werden, für die dann selbst die
‚Rettungsschirme’ von EU und IWF nicht mehr ausreichend gespannt werden
könnten.

Schon jetzt ist klar, dass es nur eine Frage der Zeit sein wird, wann die
europäische  ‚Finanzstabilität’  sich  als  nicht  mehr  haltbar  erweisen  wird,
nicht  einmal  für  die  Ökonomien  auf  seiner  Südflanke.  Ein  Teil  der
Staatsschulden von Griechenland,  Irland,  Portugal,  ja  sogar  Spanien und
Italien wird wohl in absehbarer Zeit abgeschrieben werden müssen.

Die Märkte geben „der Politik“ die Schuld

Die Finanzpresse schiebt einhellig dem US-Präsidenten, dem US-Kongress,
den  europäischen  SpitzenpolitikerInnen  und  der  EU-Kommission  den
schwarzen Peter für das Chaos zu. China stimmt ebenfalls in den Kritikerchor
ein und greift Politiker wie Obama, Merkel und Sarkozy an, sie würden die
Weltwirtschaft durch ‚kleinliches Gezänk’ aufs Spiel setzen und hätten sich
e inmal  mehr  a ls  n icht  fäh ig  erwiesen,  ‚entschlossen’  und



‚verantwortungsbewusst’  zu  handeln.

Natürlich  gibt  es  keinen  Grund,  die  Handlungsweise  von  EU-  und  US-
PolitikerInnen  zu  rechtfertigen.  Aber  sie  treten  nicht  ‚den  Willen  des
Marktes’ mit Füßen, sondern ganz im Gegenteil liegt ihre Schuld gerade in
der sklavischen Unterwerfung unter die Zwänge des Kapitalismus. All diese
Regierungschefs haben nicht nur die Megabanken und Milliardäre gerettet,
sie  haben Abermillionen Menschen von Athen bis  Seattle,  von Kairo  bis
Rejkjavik von Santiago bis Tel Aviv die Kosten für das Wohlergehen dieser
privilegierten Parasiten aufgehalst. ArbeiterInnen, Jugendliche, Arme sowie
auch  Kleinbürgerschichten  leiden  überall  unter  den  Auswirkungen  der
kapitalistischen  Krise,  glücklicherweise  verharren  sie  nicht  mehr  in
Schweigen.

Jetzt  bedroht  ein  weiterer  Finanzkrach  an  den  Aktienmärkten  die
Weltwirtschaft  mit  einer  neuen  Rezession.  Nicht  nur  die  neuesten
Wirtschaftsdaten  aus  den  USA und  Frankreich  sind  alarmierend  für  die
Kapitalisten. Die OECD rechnet damit, dass der Höhepunkt der ‚weltweiten
Erholung’ bereits wieder überschritten sein könnte. Dieser Aufschwung fand
praktisch  ohnedies  nur  in  den  BRIC-Staaten  (China,  Russland,  Indien,
Brasilien) statt sowie in Deutschland und den damit verbundenen Ökonomien
im europäischen Raum.

Seit  der  Weltrezession  2007  treten  große  Teile  der  kapitalistischen
Ökonomien (USA, Japan, West- und Südeuropa) auf der Stelle oder bewegen
sich kaum. Obwohl  Billionen aufgewendet  worden sind,  zunächst  für  die
Auslösung und Stützung der Finanzeinrichtungen, dann durch Nullzinspolitik
für Unternehmen, wie sie die amerikanische Bundesbank betrieb, ist keine
Stabilität eingekehrt.

Die  Maßnahmen  haben  zwar  den  völligen  Zusammenbruch  des
internationalen Finanzsystems verhindern können, die Weltwirtschaft leidet
jedoch weiter an den selben Symptomen, die sich schon bei Krisenausbruch
gezeigt haben.

Kapitalismus selbst ist Ursache der Krise



Die Ursache für die kapitalistischen Weltkrise liegt eben nicht in ‚verfehlter
Politik’ oder in ‚spekulativer Gier’, die letztlich nur die Krise beschleunigt
hat, sondern in der Überakkumulation des Kapitals selbst. Der Kapitalismus
ist das erste System, dessen Krisen als Resultat von ‚Überfluss’ erscheinen,
von zuviel Produktion, zu vielen Arbeitern, zu viel Warenangebot, zu viel
Anlagekapital.  Inmitten einer Spekulations-  und Investitionshysterie platzt
plötzlich eine Krisenbombe.

Das ist allerdings kein Zufall. Immer mehr Kapital wird in den Kapitalstock
an Maschinerie und Gebäuden gesteckt, um die Profitmasse zu erhöhen. und
treibt  den  Investitionslauf  weiter  an.  Aber  der  ständige  Anstieg  dieses
Kapitalbestandteils zu Ungunsten des Anteils an menschlicher Arbeit zieht
‚unbeabsichtigte’  doch  unvermeidliche  Folgen  nach  sich.  Investitionen
werden  mit  immer  geringeren  Profitaussichten  und  weniger  realisiertem
Profit getätigt. Die Rate für den Profit, den Antriebsmotor für Investitionen,
sinkt. Was tun Kapitalisten nun? Sie verlagern ihr Kapital immer stärker in
vielsprechendere Sphären der Ökonomie; auf der Suche nach kurzfristigeren
und besseren Wertmargen ‚investieren’ sie v.a. an den Finanzmärkten.

Das kann für gewisse Zeit funktionieren wie in der Vorkrisenperiode von
2003 –  2007,  aber  dann muss diese Blase platzen,  und eine Krise,  eine
Lähmung des ganzen Systems tritt ein. Diese Krise lässt sich nur lösen, d h.
die Wiederherstellung eines zeitweiligen,  dynamischen Gleichgewichts für
eine neue Ausdehnung kann nur eintreten, wenn genügend Kapital in der
Krise  vernichtet  worden  ist,  wenn  ein  veralteter  Maschinenpark  und
Produktionsmittel ausgemerzt, wenn genug Arbeitskräfte entlassen worden
sind  und  wenn  überschüssiges,  fiktives  Kapital,  das  scheinbar  aus  dem
Nichts  in  den  Finanzmärkten  erzeugt  worden  ist,  vernichtet  und
abgeschrieben  worden  ist.

Aber während Millionen ArbeiterInnen ihre Jobs verloren haben und viele
Klein-  und  Mittelbetriebe  bankrott  gegangen  sind,  fand  immer  noch  ‚zu
wenig’  Vernichtung  von  Kapital  statt,  um das  kapitalistische  System als
ganzes  neu  zu  beleben.  Die  Regierungen  der  großen  imperialistischen
Staaten Deutschland, Frankreich und USA retteten ihre global operierenden
Riesenkonzerne mit staatlichen Geldern, oder wie im Fall von Autohersteller



General Motors in den USA durch vorübergehende Nationalisierung, um die
Karre auf Kosten der Steuerzahler wieder flott zu machen. Wie schon Marx
sagte, Kapitalisten werden über Nacht zu ‚Sozialisten’, wenn es sich um ihre
Verluste dreht.

Aber der eklatanteste Skandal bestand darin, dass die Regierungen nicht nur
den größten Banken und Investmenthäusern Goldman Sachs, Deutsche Bank
und die britische Honkong Shanghai Banking Corporation usw. die von ihnen
selbst  ausgelöste  Krise  überleben  ließen,  sondern  ihnen  auch  noch  die
Spekulationsgewinne  daraus  sicherte.  Im Jahrzehnt  vor  dem Kreditkrach
floss das Kapital in den Händen dieser Institute in Immobilienspekulationen
und danach in schuldenträchtige Staatsanleihen.

Die Rückzahlung des Geldes, das die Deutsche Bank dem griechischen Staat
hochverzinslich lieh, dafür haftet nun der Europäische Finanzstabilitätsfonds.
Es  ist  also  nicht  die  griechische  Ökonomie,  die  ‚gerettet’  wird,  sondern
vielmehr  die  deutschen  und  französischen  Finanzkapitalisten  und  deren
Spekulationsgewinne  aus  den  Geschäften  mit  den  Staatsschulden
Griechenlands  und anderer  Länder.  Ihnen werden die  ‚Investitionen’  mit
hohen Zinsen rückerstattet,  während die Bedingungen,  die an die neuen
Kredite  geknüpft  sind,  die  Lebensbedingungen  von  griechischen
ArbeiterInnen, BäuerInnen, dem Kleinbürgertum und der arbeitslosen Jugend
zerstören.  Wenn  diese  Ausplünderung  der  Massen  in  Griechenland
funktioniert, warum soll sie nicht in Spanien oder Italien durchzuführen sein,
und warum dann nicht auch in den USA oder Britannien, die noch weit mehr
verschuldet sind?

Ungleichzeitige Entwicklung und innerimperialistische Konkurrenz

In den Monaten und Jahren seit der weltweiten Rezession hat sich außerdem
die Schere der ungleichzeitigen Entwicklung in der Weltwirtschaft weiter
geöffnet.  Während  Länder  wie  China,  Deutschland  oder  Indien  sich
verhältnismäßig  schnell  erholt  haben,  zumal  ihre  Kapitalisten  auf  dem
Weltmarkt größere Anteile erwerben konnten, sind andere deutlich zurück
gefallen.



Aber  all  diese  scheinbaren  Erfolge  sind  großenteils  auf  dieselben
Mechanismen und Antriebe zurück zu führen, die auch die Aufwärtsspirale,
das  plötzliche  Scheitern  und  die  schwerfällige  Stagnation  der  anderen
bewegen.  Der  Euro  belastet  bspw.  die  Konkurrenzfähigkeit  der
südeuropäischen Ökonomien, zumal er ihre Exporte verteuert; zugleich aber
begünstigt  er  die  deutsche  Ausfuhrwirtschaft  innerhalb  und  noch  mehr
außerhalb der Europäischen Union.

Eine rein deutsche Währung, die sich wie die DM in der
Vergangenheit ausschließlich auf die hoch produktive deutsche Wirtschaft
stützen  würde,  wäre  den  Wechselkursmodalitäten  mit  einer  starken
Aufwertung wesentlich schärfer ausgeliefert als der Euro. Dieser Erfahrung
unterliegt gerade der Schweizer Franken zum Schaden der eigenen Exporte.
Für  das  deutsche  Industriekapital  ist  also  der  ‚schwächere’  Euro
vergleichsweise  vorteilhafter.

Der  kurzzeitige  Vorsprung für  die  deutschen Kapitalisten  muss  vor  dem
Hintergrund der längerfristigen strategischen Orientierung des deutschen
Imperialismus gesehen werden, der sich als führende Macht in der Eurozone
und damit in ganz Europa absichern will. Derzeit ist er in seinen politischen
und  geostrategischen  Bestrebungen  durch  verfassungsmäßige
Beschränkungen  innerhalb  der  EU  als  Bündnis  von  Nationalstaaten
behindert.

Für die deutschen Imperialisten ist die gegenwärtige Schuldenkrise in der
EU trotz der Gefahr für das gesamte EU-Projekt und den Euro auch eine
Chance,  den  anderen  europäischen  Staaten  die  Anerkennung  eines
deutlichen  und  dauerhaften  Schrittes  zu  einer  gefestigteren  politischen
Union mit einer klareren Dominanz Deutschlands abzunötigen. Natürlich soll
Frankreich  Juniorpartner  sein,  der  Deutschlands  wirtschaftliche
Überlegenheit  eingesehen hat.  Für das deutsche Finanzkapital  und seine
Regierung  ist  die  derzeitige  Krise  von  dem  her  nicht  einfach  eine
wirtschaftliche Angelegenheit, sondern auch ein Schlachtfeld, auf dem die
eigene  Macht  in  der  Europäischen  Union,  deren  Charakter  grundlegend
verändert werden soll, ausgebaut werden kann.



Fast  noch  bedeutsamer  erscheint  der  Umstand,  dass  die  riesigen
Dollarreserven Chinas die USA noch abhängiger von Peking werden lassen.
War zur Jahrhundertwende die Anhäufung der US-Währung noch ein Mittel,
den US-Markt für chinesische Waren zu öffnen, so nutzt China dies heute
immer offener als Druckmittel gegen die USA. Die chinesische Ratingagentur
Dagong hat die US-Wirtschaft  bereits  eine Woche vor Standard & Poors
herabgestuft.

Nach  dem langen  und  grotesken  Tauziehen  in  Washington  um die  US-
Schuldenobergrenze,  den  Wochen  des  Patts  zwischen  Obama  und  der
republikanischen Mehrheit  im US-Kongress forderte China,  dass die USA
„verantwortungsbewusst in Hinsicht auf die Weltwirtschaft handeln“ müsse.
Der chinesische Staat erwartet von den USA eine „entschlossene Politik“, um
ihre  chronischen  Schulden  durch  massive  Kürzungen  bei  Sozial-  und
Rüstungsausgaben  loszuwerden.

Die chinesischen Befürchtungen gegenüber der US- und europäischen Politik
sind auch die Folge der allzu deutlichen Drohung, dass die Abwertung des
US-Dollar und des Euro die Wareninflation weiter anheizen würde, wie das
schon  mit  verheerenden  Auswirkungen  auf  die  Ökonomien  und
Bevölkerungen  der  ärmeren  Länder  der  Fall  war.

China selbst kämpft gegen eine wachsende Inflation und das Gespenst einer
Krise in der eigenen kapitalistischen Entwicklung. Das wiederum verheißt
eine  Zunahme  der  Instabilität  und  eine  neue  Abwärtsspirale  der
Weltwirtschaft.

Explosiver Charakter…

Diese  Beispiele  verweisen  auf  zwei  bedeutsame  Umstände,  die  die
gegenwärtige  Finanz-  und  Wirtschaftskrise  so  explosiv  machen:

a)  Die  offenkundige  Uneinigkeit  und  Unentschlossenheit  zwischen  und
innerhalb  von  Regierungen  und  Parlamenten  sind  nicht  nur  kleinliches
Gezänk;  sie  spiegeln  wirkliche  Spaltungen  zwischen  konkurrierenden
Kapitalen  und  Fraktionen  der  herrschenden  Klasse  wider.



b) Die gegenwärtige Periode ist gekennzeichnet von tiefer Strukturkrise des
Kapitalismus,  die  die  Risse  zwischen  den  kapitalistischen  Hauptmächten
verbreitert  und  verschärft.  Sie  lässt  die  internationale  Konkurrenz
anwachsen und geht Hand in Hand mit einem sich anbahnenden Kampf um
die Neuaufteilung der Welt zwischen diesen Mächten.

Gemeinsam  ist  allen  Fraktionen  der  herrschenden  Klasse  jedoch  die
Entschlossenheit,  die  Arbeiter  und  Armen  für  die  fortschreitende
Schuldenkrise zahlen zu lassen. Die USA habe ihr Kürzungsprogramm mit
2,4  Billionen  Dollar  von  Einsparungen  an  öffentlichen  Ausgaben  in  den
nächsten 10 Jahren verkündet.  Die Speerspitze der Attacken richtet  sich
gegen  das  Gesundheitswesen.  In  Italien  haben  die  Parlamente  einen
Burgfrieden  mit  dem  reaktionären  Ministerpräsidenten  Berlusconi
geschlossen und ermöglichen so, dass die ‚Sparprogramme’ vorangetrieben
werden, ein verschleiernder Begriff,  unter dem zynische Attacken auf die
Lebensbedingungen  von  Arbeitern,  Armen  und  auch  Kleinbürgern
durchgeführt  werden.

Angesichts der Krise, der wachsenden imperialistischen und kapitalistischen
Konkurrenz  sowie  der  ungezügelten  rücksichtslosen  Offensive  gegen  die
Arbeiterklasse werden die Kommentatoren der herrschenden Klasse nervös
und unzufrieden mit ihren PolitikerInnen. Sind Obama und der ganze US-
Kongress der Situation gewachsen? Nehmen Sarkozy und Merkel, ganz zu
schweigen von dubiosen Figuren wie Berlusconi die Krise wirklich wahr?
Noch  schockierender  für  die  herrschende  Klasse  ist,  dass  manche  ihrer
Kommentatoren sich fragen, ob nicht jeder bürgerliche Politiker, der antritt,
das System zu retten, angesichts des historischen Ausmaßes der Weltkrise,
sich als inkompetent erweisen wird.

Reformistische Politik und Illusionen:

Doch  andererseits  kann  die  herrschende  Klasse  beruhigt  sein,  dass  die
Führungen  der  Labour  und  sozialdemokratischen  Parteien,  der
bürokratischen Gewerkschaften, die mit diesen Parteien oder gar den offen
kapitalistischen Demokraten verbunden sind, ihnen eilig und eifrig bei der
Rettung des Systems helfen wollen. Während Reformisten an der Regierung



wie José Luis Zapatero in Spanien selbst die kapitalistischen Attacken tragen,
entdecken  ihre  Gesinnungsgeschwister  in  der  Opposition  auf  einmal
‚radikalere’  Lösungsvorschläge.

Gordon Brown, der frühere britische Premierminister rät nun zur Rückkehr
zum Keynesianismus.  Er befürwortet  Steuererhöhungen für die reicheren
Teile der Gesellschaft und erhöhte Staatsausgaben. Ähnliche Erklärungen
kommen vom deutschen SPD-Vorsitzenden Sigmar Gabriel, früher Minister in
Gerhard  Schröders  und  Angela  Merkels  Kabinett.  Er  fordert  eine
‚europäisches  Konjunkturprogramm’.  Ein  Brown/Gabriel-New  Deal  Kurs
würde, so meinen sie,  die EU, den Euro,  die europäische Ökonomie,  die
Profite  und  Konkurrenzfähigkeit  ihrer  Bosse  und  gleichzeitig  den
Lebensstandard  der  ArbeiterInnen,  wenigstens  der  europäischen,  retten.

Man muss  sich  wundern,  warum diese  Labour  und sozialdemokratischen
Helden,  als  sie  in  der  Regierung  saßen,  ihre  keynesianische  Politik  zur
Auslösung von Banken oder den Haushalt zur niedrigen Besteuerung von
Reichen benutzt haben wie dies Tony Blair mit seiner Politik des ‚dritten
Wegs’  oder Schröder mit  seiner Orientierung auf  die  ‚neue Mitte’  getan
haben. Man muss sich wundert, warum Brown das Programm von Kürzungen
durchgeführt hat,das so viele seiner ParteianhängerInnen empört hat, oder
warum  Gabriel  die  Agenda  2010  vorangetrieben  hat,  eine  strategische
Offensive  gegen  die  Nachkriegserrungenschaften  der  deutschen
Arbeiterklasse.

Es ist dieselbe sozialdemokratische Story seit fast 100 Jahren. Einmal an der
Regierung,  behaupten  sie,  sie  seien  ‚gezwungen’  die  Gegebenheiten  der
kapitalistischen Ökonomie zu akzeptieren. Zurück in der Opposition, fühlen
sie sich frei, von einer alternativen Regierungspolitik zu träumen, natürlich
auf der Grundlage von versöhnlicher Klassenharmonie.

Lenin hat einmal darauf hingewiesen, dass es selbst in der tiefsten Krise des
Kapitalismus keine absolut hoffnungslose Lage für die herrschende Klasse
gibt, solange sie nicht von der Macht verjagt worden ist. Anscheinend ist bei
sozialdemokratischen  Führern  die  Hoffnung  auf  Partnerschaft  und
Klassenkompromiss unausrottbar, selbst angesichts einer historischen Krise



des Kapitalismus als Weltsystem.

Führungskrise der Arbeiterklasse!

Solange die Arbeiterklasse Führer dieses Schlages von Parteien wie SPD und
Labour  hat,  solange  die  Gewerkschaften  sie  unterstützen  und  ihre
reformistischen  Ideen  die  Arbeiterbewegung  dominieren,  stehen  die
Aussichten gut für die herrschende Klasse, ihre Herrschaft zu behalten. Es
ist  die  historische Führungskrise  des  Proletariats,  die  in  Irreführern wie
Brown  und  Gabriel  zum  Ausdruck  kommt  und  damit  entscheidend  die
herrschende Klasse stärkt.

Sie bilden ein gewaltiges Hindernis,  dass der Widerstand erst  beseitigen
muss, will er erfolgreich die gegenwärtigen Attacken zurückschlagen. Die
Arbeiterbürokratie  in  den  reformistischen  Parteien  und  Gewerkschaften
verh inder t  wo  s ie  kann  d ie  no twend igen  entsch lossenen
Gegenwehrmaßnahmen. Sie sind entschiedene Gegner von Massenprotesten
und Demonstrationen, die über gelegentliches Dampfablassen hinausgehen
könnten.  Sie  hassen  den  bloßen  Gedanken  an  ‚illegale’  Besetzungen,
politische Massenstreiks oder gar an einen Generalstreik. Sie blockieren wo
sie können den Aufbau von demokratisch koordinierten Kampforganen, von
Massenversammlungen  am  Arbeitsplatz  und  in  Wohngebieten,  von
Aktionsausschüssen.

Deshalb müssen wir uns und anderen helfen sich zu organisieren, darum
müssen wir  von  den Massenorganisationen der  Arbeiterklasse  und ihren
Führern diese Art von Aktionen fordern, zugleich aber für Lösungen der
Schuldenkrise im Sinne der Arbeiterklasse kämpfen, dass die Bosse, Bänker
und Großkapitalisten für ihre Krise zahlen. Wir müssen die Besteuerung der
Reichen und Konzerne fordern, die entschädigungslose Verstaatlichung aller
Banken und ihre Zusammenfassung in eine Staatsbank. Um die Erwerbslosen
in gesellschaftlich sinnvoller Beschäftigung aufzufangen, müssen wir einen
Plan zur Schaffung von sozialen Wohnungen,  eine Wiederherstellung der
Versorgungs- und Bildungssysteme fordern.

Deshalb  müssen wir  den Kampf  um unmittelbare  Massenaktion mit  dem



Eintreten
für  eine  Arbeiterregierung  verbinden,  die  sich  auf  Massenorgane,
Keimformen  von  Arbeiterräten,  die  aus  solchen  Kämpfen  hervorgehen.
berufen  können.

Um solche  Kämpfe  bis  zum siegreichen  Abschluss,  dem Sturz  des  dem
Untergang  geweihten  kapitalistischen  Systems  selbst,  führen  zu  können,
brauchen  wir  eine  politische  Alternative  an  Stelle  des  in  die  Sackgasse
führenden Labour-, sozialdemokratischen oder irgendeiner anderen Art von
Reformismus: neue antikapitalistische und revolutionäre Parteien und eine
neue, Fünfte Internationale.

Großbritannien nach den Riots –
Ein Land vor Entscheidungen
Am Donnerstag den 04. August wurde der 29-jährige Familienvater Mark
Duggan von der Polizei in Tottenham erschossen. Kurz darauf behauptete die
Polizei, dass sie Mark, in einer Schießerei, aus Notwehr erschossen hätte. Als
„Beweis“  legte  sie  ein  Funkgerät  mit  einer  eingeschlagenen  Kugel  im
Gehäuse vor. Wie sich später herausstellen sollte, gab es keine Schießerei.
Es gab keine Notwehr. Der Einschlag in dem Funkgerät wurde nachträglich
durch eine Feuerwaffe der Polizei verursacht! Mark Duggan wurde mit zwei
Schüssen in Brust und Schulter kaltblütig ermordet.

Die  Gemeinde,  aus  der  Mark  stammte,  organisierte  daraufhin  am
Samstag, den 06. August eine Demonstration zur örtlichen Polizeistation

in Tottenham. Sie glaubte den Lügen der Polizei über Mark Duggan´s Tot
nicht.  Als  auf  der  Demonstration  vor  der  Polizeistation  ein  16-jähriges
Mädchen von einer Gruppe Polizisten brutal zusammengeschlagen wurde,
eskalierte die Situation.
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Der  unartikulierte  Ärger  brach  sich  in  Ausschreitungen  seine  Bahnen!
Während der „London Riots“, die sich auf Städte, wie Birmingham, Leeds,
Manchester, Bristol und Nottingham ausweiteten, wurden Polizeistationen,
aber auch Wohnhäuser in Brand gesetzt. Läden und Supermärkte wurden
geplündert und es kamen vier weitere Menschen, drei in Birmingham und
eine in London, um ihr Leben.

Während auch kriminelle Gangs in die Geschehnisse verwickelt waren,
waren die „Riots“ vor allem ein Ausdruck von Wut und der Armut vieler
Jugendlicher in den Arbeitervierteln. Dazu meinte Simon Hardy, Mitglied von
Workers Power (UK) „Die Situation der Jugendlichen und der Arbeiter in
Großbritannien  war  bereits  vor  der  Krise  schlecht.  Doch  durch  die
Kürzungen und die unsoziale Politik der Konservativ-Liberalen Koalition ist
sie unerträglich geworden. Die jetzigen Ausschreitungen sind keine Antwort
auf die Probleme. Aber sie drücken sie aus!“

So wurden in den Abteilungen des öffentlichen Dienstes mindestens 40% des
Budgets gekürzt. Über 150´000 Beschäftigte werden noch in den nächsten
Monaten ihre Jobs im öffentlichen Sektor verlieren. Was sie dann erwartet,
ist ein ungefähres Arbeitslosengeld von 70 Pfund in der Woche. Verglichen
mit den geschätzten 85 Milliarden Pfund, die die Regierung in den nächsten
vier Jahren Einsparen will, erscheinen die 100 Millionen Pfund Schaden, die
durch die „Riots“ verursacht wurden, daher beinahe lächerlich.

Die Reaktionen der Medien, der Regierung und der Polizei waren wie
erwartet,  aber dennoch erschreckend! Anstatt über die Hintergründe
der Ausschreitungen zu reden, beschäftigte man sich damit, die Jugend als
verwahrlost  und  die  Plünderer  als  Tiere  darzustellen.  Ein  britischer
Historiker ging soweit, zu behaupten, dass das Problem die „Weißen seien,
die schwarz geworden wären“. Kurzerhand wurde, zum ersten mal in der
Geschichte Englands, der Einsatz von Wasserwerfern und Gummigeschossen
gestattet.  In  Regierungskreisen  dachte  man sogar  über  den  Einsatz  des
Militärs nach. Die Aktionen der Regierung waren keinesfalls zum Schutz der
Bevölkerung gedacht, sondern der Wahrung des Gewaltmonopols des Staates
und der Sicherung des bürgerlichen Privateigentums.
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In Brixton, wo die Erinnerung an die dortigen Ausschreitungen der 80er noch
tief im Bewusstsein der Gemeinde verankert war, in deren Folge über 80%
der  Haustüren  durch  die  Polizei  bei  Hausdurchsuchungen  eingetreten
wurden,  verweigerten  die  Einwohner  der  Polizei  den  Eintritt  zu  ihrem
Stadtteil,  indem  sie  sich  mit  der  Aussage  „We´ll  handle  it  our  own!“
verbarrikadierten.

Ein Bewusstsein, dass begreift, dass Polizei und Regierung nicht die Freunde
im Alltagsleben  der  Bevölkerung  sind.  In  einer  anderen  Stadt,  wo  zwei
Jugendliche zu „Riots“ aufgerufen hatten (es fanden danach keine Riots statt)
wurden  die  beiden  zu  vier  Jahren  Haftstrafe  verurteilt,  während  die
Polizisten, die zu Morden an politischen Aktivisten der Anti-Krisen-Bewegung
aufgerufen hatten, immer noch unbehelligt ihrem „Job“ nachgehen.

Eines ist klar – Die Ausschreitungen haben England verändert. Wir lehnen
entschieden die reaktionäre Stimmungsmache der Politiker ab! Nichts desto
trotz sind wir der Meinung, dass die Plünderungen und die Ausschreitungen
keine  Antwort  auf  die  jetzigen  Verhältnisse  darstellen!  Sie  waren  ein
Ausdruck der Verzweiflung, zum Teil waren sie auch kriminell motiviert. Die
große  Gefahr  ist  jetzt  aber,  dass  die  Arbeiterklasse  durch  die
Stimmungsmache gespalten wird. Nicht zuletzt, weil sich Labour (britische
Arbeiterpartei) und viele Gewerkschaftsführer, in dieser Frage, auf die Seite
der  Regierung  stellen.  Sie  wollen  den  Zusammenhang  zwischen
Polizeigewalt, Kürzungen, Verarmung und den Ausschreitungen nicht sehen.

Die  Führer  der  bürgerlichen  sehen  den  Zusammenhang.  Und  sie
versuchen ihn zu verschleiern. Ihre Antwort ist – Generalangriff auf die

Rechte  der  Arbeiterklasse!  Ein  Angriff,  der  nicht  nur  in  Großbritannien
forciert wird, sondern der überall in Europa von statten geht. David Cameron
meinte dazu „Es geht nicht um Armut, es geht um Kultur. Das Problem ist
eine Kultur, die Rechte fordert, aber nicht über Verantwortung spricht. Eine
Kultur, die Gewalt verherrlicht und keine Autoritäten kennt.“

Diese Rede war purer Hohn, wenn man daran denkt, dass es die britische
Regierung ist, die Krieg in Afghanistan und Irak führt. Ihre Polizei hat seit
1990 knapp 1000 Tote zu Verantworten.  Ihre Politik  ist  eine Politik  der
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Kürzungen, eine Politik der Gewalt. Sie will die Rechte der Arbeiter_innen
und der Jugend zerschlagen und beklagt sich über den fehlenden Respekt
dafür.  Und  zuletzt  behauptet  sie,  das  die  wahren  Schuldigen  nicht  die
Regierung,  sondern  die  Arbeiter  und  Jugendlichen,  mit  einer  verrohten
Kultur, wären.

Dennoch war die Rede ein gefährliches Zeichen. Ein Zeichen dafür, dass die
Regierung die Kürzungen und sozialen Angriffe durch repressive Gesetze und
ausgeweitete Polizeibefugnisse,  unter dem Vorwand der Ausschreitungen,
schützen  will.  Die  konservative  Innenministerin  Theresa  May  hat  zum
Beispiel über Ausgangssperren für Jugendliche unter 16 Jahren ab 21 Uhr
nachgedacht. Das würde praktisch bedeuten, dass Jugendliche kaum noch zu
politischen Treffen oder Demonstrationen gehen könnten, geschweige denn
feiern zu gehen oder sich mit Freunden zu treffen.

Unsere Antwort  muss die geeinte Aktion der Arbeiterklasse und der
Jugend sein. Die gemeinsame Aktion gegen die Kürzungen, gegen den
Versuch,  die  Befugnisse der  Polizei  auszudehnen und repressive Gesetze
durchzusetzen.  In  diesen  Kampf  müssen  die  Arbeitergemeinden  und  vor
allem Parteien  wie  Labour,  sowie  die  Gewerkschaften integriert  werden.
Zwar werden sich ihre reformistischen Führer, wie Ed Milliband, verweigern.
Sie werden sogar versuchen den Kampf zu manipulieren. Aber letztlich geht
es  darum  die  Klasse  in  den  gemeinsamen  Auseinandersetzungen  für
revolutionäre  Forderungen  und  eine  kämpferische  Praxis  zu  gewinnen.

In diesem Kampf kann und darf sich die Arbeiterklasse nicht auf die
Polizei  verlassen.  Sie  braucht  eigene  Schutzorgane  –  Sei  es  auf

Demonstrationen, bei Streiks oder im eigenen Stadtbezirk, wenn die eigene
Infrastruktur gefährdet ist. Die Brixtoner haben das, wenn auch unbewusst,
begriffen.

Die Arbeiterbewegung, die Jugendlichen und alle Betroffenen, müssen das
begreifen, wenn sie im Herbst, in einer erneuten Welle von Demonstrationen,
Streiks und Massenversammlungen – letztlich einem dringend notwendigen
Generalstreik, der die Regierung und ihre Kürzungen stürzen kann – in die
Konfrontation mit der Regierung und dem Staat geraten.
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Wir schlagen daher folgende Forderungen vor:

Gegen Polizeigewalt  –  Nein  zu  Gummigeschossen  Wasserwerfern,
Ausgangssperren,  berittenen  Einheiten  und  Polizeirazzien  in  den
Arbeitervierteln!
Für  Selbstverteidigungskomitees  gegen  Polizeigewalt,  Kriminalität
und  Plünderung,  die  von  den  Gemeinden  und  der  lokalen
Arbeiterbewegung
kontrolliert werden!
Schluss mit dem perversen Aburteilen, der Festgenommenen, kein
Vertrauen  in  die  Polizei  und  die  bürgerlichen  Gerichte!  Für  die
Aufklärung  der  Morde  und  Verbrechen,  durch  unabhängige
Komitees,  die  durch  die  Gemeinden,  Angehörigen  und  die
Arbeiterbewegung  geleitet  werden!
Bekämpft  die  Ursachen  für  Armut  und  Rassismus  –  Für
Massenversammlungen,  Demonstrationen,  Streiks  und  einen
unbefristeten  Generalstreik  der  Arbeiter_innen  und  ihrer
Organisationen gegen Kürzungen, Armut und Arbeitslosigkeit! Für
die Organisation der Arbeitslosen in den Gewerkschaften!
Für  Investitionen  in  den  Ausbau  der  Infrastruktur,  von  Schulen,
Krankenhäusern, Kultur- und Sporteinrichtungen, sowie den Bau von
sozialen  Wohnhäusern!  Finanziert  durch  die  Besteuerung  der
Reichen und kontrolliert durch Komitees der Anwohner_innen und
Organisationen der Arbeiterbewegung!
Teilt die Arbeit auf alle Hände auf! Für einen Mindestlohn von 10
Pfund in der Stunde!
Für die entschädigungslose Verstaatlichung von Unternehmen, die
Standorte  schließen  oder  ihre  Belegschaft  entlassen  unter
Arbeiter_innenkontrolle!
Vertreibt die Faschist_innen! Die „White Shirts“ der faschistischen
English Defense League schützen die Arbeiter_innenviertel nicht. Sie
suchen sie mit Gewalt und Rassismus heim!



Generalstreik in Griechenland –
Wie kann das Kapital geschlagen
werden?
Wiedereinmal traf die Wut der Massen, die Straßen von Athen. Dies drückte
sich in einem 48 stündigen Generalstreik gegen die rigide Sparpolitik aus,
die das ganze Land bedroht.

Um sich den „Rettungsmaßnahmen“ von EU und IWF zu fügen, stimmte das
griechische Parlament über die Annahme eines weiteren Kürzungspaketes
ab. Diesmal sollen sich die Kürzungen auf 40.5 Milliarden Dollar belaufen.

Aber ähnlich wie in Irland, scheinen die Sparmaßnahmen keine Wirkung auf
das nationale Kredit-rating zu zeigen. Die Ratingagentur Standard&Poor hat
Griechenland erst vor Kurzem auf die Kreditwürdigkeit „CCC“ gestuft – die
schlechtest mögliche überhaupt – sogar schlechter als Pakistan und Jamaika.

Der Generalstreik, der vom 28-29. Juni andauerte, brachte hunderttausende
von Gewerkschafter_innen, Jugendlichen, Familien und Gemeinden auf die
Demonstrationen.  Doch es ist  bereits  der 10.  Generalstreik dieser Art  in
Griechenland seit Ausbruch der Krise.

Sicherlich  ist  das  nicht  überraschend.  Die  griechische  Wirtschaft  ist  in
heillosem  Chaos  versunken,  Arbeiter_Innen,  Jugendliche  und  die  Armen
zahlen die Hauptlasten der Krise. Die Arbeitslosigkeit liegt über 15 Prozent,
Löhne  im  öffentlichen  Dienst  wurden  bereits  vor  den,  am  30.  Juni
beschlossenen, Maßnahmen um 25 Prozent gekürzt. Außerdem wurde die
wöchentliche Arbeitszeit massiv erhöht.
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Die Wut wächst…

in allen Bereichen der kapitalistischen Gesellschaft. Von den Protesten
berichtend,  sagte  der  „Newsnight“  Moderator  Paul  Mason,  dass  die

privaten Medien in Griechenland immer mehr unter ungewohnt harter Kritik
für  ihre  Massenpropaganda  stünden,  die  darauf  abzielt  den  Menschen
einzureden, dass Kürzungen und weiteres Elend die einzige Lösung seien.

Die griechische Gesellschaft ist wütend über die „sozialistische“ Regierung
Papandreous (die PASOK, aus der sich die Regierung formiert, ist gemeinsam
mit Parteien, wie der SPD in der reformistischen zweiten Internationale) die
ihr Versprechen gebrochen hat,  die Steuern nicht zu erhöhen und weite
Gebiete des öffentlichen Dienstes nicht zu privatisieren.

Außerdem sind sie über Länder wie Großbritannien und speziell Deutschland
wütend, deren Regierungen die Forderungen nach mehr Sozialkürzungen im
Austausch  gegen  EU  „Rettungspakete“  anführen.  Trotzdem  zeigen  die
Protestierenden Solidarität  mit  anderen  Anti-  Krisen-  und  Anti-Kürzungs-
Bewegungen  überall  in  Europa.  Junge  Protestler_innen  übernehmen  die
Forderungen  der  kürzlich  entstandenen  jugendlichen  spanischen
Protestbewegung, die Stadtzentren in Zelten besetzte um Arbeitsplätze zu
fordern.

Der Kapitalismus bietet keine Lösung

Der Generalstreik zeigt  die anhaltende Entschlossenheit  der griechischen
Jugend und der Arbeiterklasse, gegen die Kürzungen zu kämpfen. Vor allem,
weil sie wissen, dass die Alternativen der EU und des IWF das Leben für
jeden zur Hölle machen würden. Einer der so genannten „sozialistischen“
Minister  ist  zurückgetreten,  weil  er  sich  weigerte  für  die  Kürzungen zu
stimmen.

Allerdings  werden manche Fakten überdeutlich.  Der  offensichtlichste  ist,
dass  eintägige  oder  befristete  Generalstreiks,  selbst  zehn  eintägige
Generalstreiks nicht ausreichend sind, um die Attacken in Griechenland zu
verlangsamen oder zu stoppen.
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Das rührt daher, dass die Krise in Griechenland so schwerwiegend ist, dass
die kapitalistischen Lösungsansätze, seien es die der Monetaristen oder die
der Keynesianer, einfach nicht die Situation in den Griff bekommen, ohne
Millionen von Griechen in absolutes Elend zu stürzen.

Der  Griechische  Premierminister  hat  nun  aufgrund  des  Streiks  und  der
gewaltsamen  Zusammenstöße  seinen  Rücktritt  angeboten,  um  einer
„Regierung  der  nationalen  Einheit“  den  Weg  frei  zu  machen.

Dem Klassenkampf eine Perspektive weisen!

Nun gibt es die absolute Dringlichkeit eines unbegrenzten Generalstreiks:
nicht  um  Verhandlungen  zu  erzwingen,  oder  die  für  die  Kürzung
Verantwortlichen in der Regierung zu stürzen – dies würde nichts an der
Grundlegenden Situation ändern. Sondern um die gesamten kapitalistischen
Angriffe niederzuringen, die nationale Wirtschaft unter Arbeiterkontrolle zu
kollektivieren und schlussendlich den Kapitalismus als System an sich zu
stürzen.

Doch  dafür  ist  es  unerlässlich,  dass  die  klassenkämpferische  Linke  in
Griechenland in eine gemeinsame Diskussion tritt, mit welchem Programm
dies  bewerkstelligt  werden  kann.  Gerade  die  zersplitterte  Linke  in
Griechenland wird in der momentanen Verfassung nicht in der Lage sein, die
Angriffe  des  Kapitals  zurückzuschlagen,  so  militant  und entschlossen sie
auch auf der Straße kämpfen mag.

Diese  Aufgabe  kann  nur  eine  neuen  zu  schaffende  revolutionäre  Partei
angehen, die für den Sturz der Regierung, die Beendigung der Sparangriffe
und  die  Zerschlagung  des  bürgerlichen  Staates,  zu  Gunsten  einer
Arbeiterregierung,  eintritt!
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